
 

 

 

Bern, 14.02.2013 

 

Staatssekretariat für Bildung, Forschung

und Innovation (SBFI) 

z.H. Frau Therese Steffen 

Effingerstrasse 27 

CH-3003 Bern 

 

 

Vernehmlassung Totalrevision 

 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Berset

Sehr geehrter Herr Bundesrat Schneider

Sehr geehrte Frau Steffen 

 

Der Verband der Schweizer Studierendenschaften (VSS) freut sich, Ihnen untenstehend 

seine Vernehmlassungsantwo

zuzustellen. Er bezieht sich in seiner Antwort einerseits auf die grundlegenden Anliegen der 

Studierenden bezüglich der Verbesserungen des Stipendienwesens und macht andererseits 

konkrete Verbesserungsvorschläge zu einzelnen Artikeln. Für den VSS war es hierbei nicht 

sinnvoll, das Frageraster des SBFI zu übernehmen, weil die vorgegebenen Kriterien für die 

Ausführungen des VSS nicht genügend weitreichend sind. Wir bitten um Verständnis dafür.

 

Für die Berücksichtigung unserer Anmerkungen bedanken wir uns im Voraus. Der VSS freut 

sich auf die ernsthafte Debatte über ein gut ausgebautes Stipendienwesen, welches 

mithelfen kann, die Chancengleichheit im Bildungszugang zu gewährleisten.

 

Mit freundlichen Grüssen und bestem Dank,

 

 

 

 

Elena Obreschkow 

Generalsekretärin 

  

für Bildung, Forschung 

Vernehmlassung Totalrevision Ausbildungsbeitragsgesetz SR 416.0 

r Herr Bundesrat Berset 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Schneider-Ammann 

Der Verband der Schweizer Studierendenschaften (VSS) freut sich, Ihnen untenstehend 

seine Vernehmlassungsantwort zur Totalrevision des Ausbildungsbeitragsgesetzes 

zuzustellen. Er bezieht sich in seiner Antwort einerseits auf die grundlegenden Anliegen der 

Studierenden bezüglich der Verbesserungen des Stipendienwesens und macht andererseits 

rschläge zu einzelnen Artikeln. Für den VSS war es hierbei nicht 

sinnvoll, das Frageraster des SBFI zu übernehmen, weil die vorgegebenen Kriterien für die 

Ausführungen des VSS nicht genügend weitreichend sind. Wir bitten um Verständnis dafür.

cksichtigung unserer Anmerkungen bedanken wir uns im Voraus. Der VSS freut 

sich auf die ernsthafte Debatte über ein gut ausgebautes Stipendienwesen, welches 

die Chancengleichheit im Bildungszugang zu gewährleisten.

und bestem Dank, 

 

Thomas Leibundgut 

Vorstandsmitglied 
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Der Verband der Schweizer Studierendenschaften (VSS) freut sich, Ihnen untenstehend 

rt zur Totalrevision des Ausbildungsbeitragsgesetzes 

zuzustellen. Er bezieht sich in seiner Antwort einerseits auf die grundlegenden Anliegen der 

Studierenden bezüglich der Verbesserungen des Stipendienwesens und macht andererseits 

rschläge zu einzelnen Artikeln. Für den VSS war es hierbei nicht 

sinnvoll, das Frageraster des SBFI zu übernehmen, weil die vorgegebenen Kriterien für die 

Ausführungen des VSS nicht genügend weitreichend sind. Wir bitten um Verständnis dafür. 

cksichtigung unserer Anmerkungen bedanken wir uns im Voraus. Der VSS freut 

sich auf die ernsthafte Debatte über ein gut ausgebautes Stipendienwesen, welches 

die Chancengleichheit im Bildungszugang zu gewährleisten. 



 

 

Originalversion: Deutsch; Übersetzte Version: Französisch.
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Vernehmlassungsantwort des Verbandes der Schweizer 

(VSS) zur Totalrevision des Ausbildungsbeitragsgesetzes SR 416.0

Vernehmlassungsfrist: 14.02.2013

 

Einleitende Bemerkungen

 

Mit seiner Stipendieninitiative hat der Verband der Schweizer Studierendenschaften (VSS) 

ein Kernproblem des Schweizer Bildungswesens thematisiert. Dies zeigt nun auch der 

ernsthafte Umgang des Bundesrates mit der Initiative und der Thematik. Nicht umsonst legt 

er einen indirekten Gegenvorschlag zur Totalrevision des kürzlich in Kraft getretenen 

Ausbildungsbeitragsgesetzes vor. Im Folgenden äussert sich der VSS einerseits 

grundsätzlich und andererseits spezifisch zum Vorschlag des Bundesrates.

 

Zu Beginn die folgende Anmerkung: "Ein bundesweit harmonisiertes 

Ausbildungsbeitragswesen für den tertiären Bildungsberei

Chancengleichheit gemäss Artikel 2 Absatz 3 der Bundesverfassung bei" (Begleitbericht zur 

Totalrevision des Ausbildungsbeitragsgesetzes, S. 20). 

Stipendieninitiative und diese

und Umsetzung des besagten Verfassungsgrundsatzes. Der VSS verfolgt die klare Absicht, 

Chancengleichheit im Bildungswesen zu gewährleisten.

Der vorliegende Vorschlag zur Totalrevision des Ausbildungsbeitragsgesetztes 

höchstens minimal dazu bei. Das tiefe Niveau der Bundesbeiträge, deren Verteilung an die 

Einhaltung der bundesweiten gesetzlichen Normen gebunden ist, stellt keinen Anreiz dar, 

sich der nationalen Gesetzgebung unterzuordnen. Die Harmonisierung

Akt der Kantone, welche die unterschiedliche Ausgestaltung der kantonalen gesetzlichen 

Normen weitestgehend beibehalten können, wenn sie auf die minimen Bundessubventionen 

verzichten. Ein gut formuliertes Ausbildungsbeitragsgesetz 

ein erster Schritt in die richtige Richtung.

 

 

Die Absichtserklärung des Bundesrates

Der VSS begrüsst, dass der Bundesrat mit seinem indirekten Gegenvorschlag zur 

Stipendieninitiative und dem begleitenden Bericht zur vorgesc

den Bedarf einer landesweiten Harmonisierung des Ausbildungsbeitragswesens anerkennt. 

Die dadurch geäusserte Absichtserklärung seitens der Landesregierung ist hingegen nicht 

neu: Bereits in der Botschaft des Bundesrates über d

Aufwendungen der Kantone 

der Nachwuchsförderung und der Sicherung der internationalen Konkurrenz dienen und 

Originalversion: Deutsch; Übersetzte Version: Französisch. 
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Vernehmlassungsantwort des Verbandes der Schweizer Studierendenschaften 

(VSS) zur Totalrevision des Ausbildungsbeitragsgesetzes SR 416.0

Vernehmlassungsfrist: 14.02.2013 

Einleitende Bemerkungen 

Mit seiner Stipendieninitiative hat der Verband der Schweizer Studierendenschaften (VSS) 

Schweizer Bildungswesens thematisiert. Dies zeigt nun auch der 

ernsthafte Umgang des Bundesrates mit der Initiative und der Thematik. Nicht umsonst legt 

er einen indirekten Gegenvorschlag zur Totalrevision des kürzlich in Kraft getretenen 

gsgesetzes vor. Im Folgenden äussert sich der VSS einerseits 

grundsätzlich und andererseits spezifisch zum Vorschlag des Bundesrates.

Zu Beginn die folgende Anmerkung: "Ein bundesweit harmonisiertes 

Ausbildungsbeitragswesen für den tertiären Bildungsbereich trägt zur Förderung der 

Chancengleichheit gemäss Artikel 2 Absatz 3 der Bundesverfassung bei" (Begleitbericht zur 

Totalrevision des Ausbildungsbeitragsgesetzes, S. 20). Der VSS – nicht zuletzt 

Stipendieninitiative und dieser Vernehmlassungsantwort – fordert seit jeher die Einhaltung 

und Umsetzung des besagten Verfassungsgrundsatzes. Der VSS verfolgt die klare Absicht, 

Chancengleichheit im Bildungswesen zu gewährleisten. 

Der vorliegende Vorschlag zur Totalrevision des Ausbildungsbeitragsgesetztes 

höchstens minimal dazu bei. Das tiefe Niveau der Bundesbeiträge, deren Verteilung an die 

Einhaltung der bundesweiten gesetzlichen Normen gebunden ist, stellt keinen Anreiz dar, 

sich der nationalen Gesetzgebung unterzuordnen. Die Harmonisierung bleibt ein fakultativer 

Akt der Kantone, welche die unterschiedliche Ausgestaltung der kantonalen gesetzlichen 

Normen weitestgehend beibehalten können, wenn sie auf die minimen Bundessubventionen 

verzichten. Ein gut formuliertes Ausbildungsbeitragsgesetz ist entsprechend auch höchstens 

ein erster Schritt in die richtige Richtung. 

Die Absichtserklärung des Bundesrates 

Der VSS begrüsst, dass der Bundesrat mit seinem indirekten Gegenvorschlag zur 

Stipendieninitiative und dem begleitenden Bericht zur vorgeschlagenen Totalrevision erneut 

den Bedarf einer landesweiten Harmonisierung des Ausbildungsbeitragswesens anerkennt. 

Die dadurch geäusserte Absichtserklärung seitens der Landesregierung ist hingegen nicht 

in der Botschaft des Bundesrates über die Gewährleistung von Beiträgen an die 

für Stipendien 1964 hielt der Bundesrat fest, dass Stipendien 

der Nachwuchsförderung und der Sicherung der internationalen Konkurrenz dienen und 
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Studierendenschaften 

(VSS) zur Totalrevision des Ausbildungsbeitragsgesetzes SR 416.0 

Mit seiner Stipendieninitiative hat der Verband der Schweizer Studierendenschaften (VSS) 

Schweizer Bildungswesens thematisiert. Dies zeigt nun auch der 

ernsthafte Umgang des Bundesrates mit der Initiative und der Thematik. Nicht umsonst legt 

er einen indirekten Gegenvorschlag zur Totalrevision des kürzlich in Kraft getretenen 

gsgesetzes vor. Im Folgenden äussert sich der VSS einerseits 

grundsätzlich und andererseits spezifisch zum Vorschlag des Bundesrates. 

Zu Beginn die folgende Anmerkung: "Ein bundesweit harmonisiertes 

ch trägt zur Förderung der 

Chancengleichheit gemäss Artikel 2 Absatz 3 der Bundesverfassung bei" (Begleitbericht zur 

nicht zuletzt mit der 

fordert seit jeher die Einhaltung 

und Umsetzung des besagten Verfassungsgrundsatzes. Der VSS verfolgt die klare Absicht, 

Der vorliegende Vorschlag zur Totalrevision des Ausbildungsbeitragsgesetztes trägt jedoch 

höchstens minimal dazu bei. Das tiefe Niveau der Bundesbeiträge, deren Verteilung an die 

Einhaltung der bundesweiten gesetzlichen Normen gebunden ist, stellt keinen Anreiz dar, 

bleibt ein fakultativer 

Akt der Kantone, welche die unterschiedliche Ausgestaltung der kantonalen gesetzlichen 

Normen weitestgehend beibehalten können, wenn sie auf die minimen Bundessubventionen 

ist entsprechend auch höchstens 

Der VSS begrüsst, dass der Bundesrat mit seinem indirekten Gegenvorschlag zur 

hlagenen Totalrevision erneut 

den Bedarf einer landesweiten Harmonisierung des Ausbildungsbeitragswesens anerkennt. 

Die dadurch geäusserte Absichtserklärung seitens der Landesregierung ist hingegen nicht 

ie Gewährleistung von Beiträgen an die 

hielt der Bundesrat fest, dass Stipendien 

der Nachwuchsförderung und der Sicherung der internationalen Konkurrenz dienen und 



 

 

ferner den hohen Lebensstandard in der Schweiz 

Bundesversammlung über die Gewährleistung von Beiträgen an die Aufwendungen der 

Kantone für Stipendien, 29. Mai 1964. BBl 1964 I 1109

der Bildung, Forschung und Innovation 

ausgebautes Stipendienwesen für die Offenhaltung der verschiedenen Bildungsrichtungen 

zugunsten aller Bevölkerungsschichten als unerlässlich“.

Heute formuliert der Bundesrat seine Absicht wie folgt: "Er [

der Beschleunigung des Stipendienharmonisierungsprozesses] das Ziel, verbesserte 

Voraussetzungen für eine chancengerecht ausgestaltete Tertiärstufe zu schaffen und 

dadurch den Bildungs- und Forschungsplatz der Schweiz ins

(Begleitbericht, S. 2). 

Seit langem kritisiert der 

Vereinheitlichung und eines Ausbaus des Stipendienwesens anerkennt, jedoch die 

Kompetenz und Verantwortung hierfür nicht wahrnehmen w

Stipendienwesens zunehmend den Kantonen überlässt. Die Abnahme der Bundesbeiträge, 

welche 1990 noch 40% der Gesamtsumme an Stipendien ausmachten und 2011 gerade mal 

8% der Aufwendungen deckten, führt zu einer Mehrbelastung der 

wiederum sind unterschiedlich bereit und fähig, diese Belastung zu tragen.

 

Der Umstand, dass die Notwendigkeit der Harmonisierung während 

regelmässigen Abständen und nun zuletzt 

Stipendieninitiative im besagten begleitenden Bericht erneut formuliert wurde, zeigt, dass die 

Vereinheitlichung des Stipendienwesens und der damit einhergehende chancengleiche 

Zugang zur tertiären Bildung unabhängig von ökonomischen Prämissen zwa

Bedeutung ist, die politischen Kr

Schritte dahingehend zu unternehmen.

 

Auch hat sich gezeigt, dass die Kantone zwar den Harmonisierungsbedarf anerkennen und 

eigene Bestrebungen in dieser Richtung unternehmen möchten

der Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) ist das Produkt dieser Bestrebungen und 

entspricht dem kleinsten gemeinsamen Nenner, welchen die Erziehungsdirektorinnen und 

direktoren der Kantone gefunden 

zustimmen, ist zurzeit noch

beschlossen und dem Inkrafttreten steht nichts mehr im Weg.

Nicht zuletzt wegen der Unverbindlichkeit des Konkordates befri

Harmonisierungsgrad bislang jedoch weder den VSS noch den Bundesrat.

  

ferner den hohen Lebensstandard in der Schweiz sichern (Botschaft des Bundesrates an die 

Bundesversammlung über die Gewährleistung von Beiträgen an die Aufwendungen der 

Kantone für Stipendien, 29. Mai 1964. BBl 1964 I 1109). In seiner Botschaft zur Förderung 

der Bildung, Forschung und Innovation benennt der Bundesrat 2007 „ein effizientes und gut 

ausgebautes Stipendienwesen für die Offenhaltung der verschiedenen Bildungsrichtungen 

zugunsten aller Bevölkerungsschichten als unerlässlich“. 

Heute formuliert der Bundesrat seine Absicht wie folgt: "Er [der Bundesrat] verfolgt damit [mit 

der Beschleunigung des Stipendienharmonisierungsprozesses] das Ziel, verbesserte 

Voraussetzungen für eine chancengerecht ausgestaltete Tertiärstufe zu schaffen und 

und Forschungsplatz der Schweiz insgesamt zu stärken" 

der VSS, dass der Bundesrat zwar die Notwendigkeit einer 

Vereinheitlichung und eines Ausbaus des Stipendienwesens anerkennt, jedoch die 

Kompetenz und Verantwortung hierfür nicht wahrnehmen will und die Finanzierung des 

Stipendienwesens zunehmend den Kantonen überlässt. Die Abnahme der Bundesbeiträge, 

welche 1990 noch 40% der Gesamtsumme an Stipendien ausmachten und 2011 gerade mal 

8% der Aufwendungen deckten, führt zu einer Mehrbelastung der Kantone. Die Kantone 

wiederum sind unterschiedlich bereit und fähig, diese Belastung zu tragen.

Der Umstand, dass die Notwendigkeit der Harmonisierung während über

regelmässigen Abständen und nun zuletzt auf Druck der Initiantinnen und Initia

im besagten begleitenden Bericht erneut formuliert wurde, zeigt, dass die 

Vereinheitlichung des Stipendienwesens und der damit einhergehende chancengleiche 

Zugang zur tertiären Bildung unabhängig von ökonomischen Prämissen zwa

Bedeutung ist, die politischen Kräfte in diesem Land aber nicht Willens waren, die nötigen 

Schritte dahingehend zu unternehmen. 

Auch hat sich gezeigt, dass die Kantone zwar den Harmonisierungsbedarf anerkennen und 

er Richtung unternehmen möchten. Das Stipendien

der Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) ist das Produkt dieser Bestrebungen und 

entspricht dem kleinsten gemeinsamen Nenner, welchen die Erziehungsdirektorinnen und 

direktoren der Kantone gefunden haben. Ob die Kantone diesem Vorschlag mehrheitlich 

zustimmen, ist zurzeit noch unklar – immerhin haben aber 11 Kantone den Beitritt 

beschlossen und dem Inkrafttreten steht nichts mehr im Weg. 

Nicht zuletzt wegen der Unverbindlichkeit des Konkordates befriedigt der erreichte 

Harmonisierungsgrad bislang jedoch weder den VSS noch den Bundesrat.
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Botschaft des Bundesrates an die 

Bundesversammlung über die Gewährleistung von Beiträgen an die Aufwendungen der 

). In seiner Botschaft zur Förderung 

benennt der Bundesrat 2007 „ein effizientes und gut 

ausgebautes Stipendienwesen für die Offenhaltung der verschiedenen Bildungsrichtungen 

der Bundesrat] verfolgt damit [mit 

der Beschleunigung des Stipendienharmonisierungsprozesses] das Ziel, verbesserte 

Voraussetzungen für eine chancengerecht ausgestaltete Tertiärstufe zu schaffen und 

gesamt zu stärken" 

VSS, dass der Bundesrat zwar die Notwendigkeit einer 

Vereinheitlichung und eines Ausbaus des Stipendienwesens anerkennt, jedoch die 

ill und die Finanzierung des 

Stipendienwesens zunehmend den Kantonen überlässt. Die Abnahme der Bundesbeiträge, 

welche 1990 noch 40% der Gesamtsumme an Stipendien ausmachten und 2011 gerade mal 

Kantone. Die Kantone 

wiederum sind unterschiedlich bereit und fähig, diese Belastung zu tragen. 

über 50 Jahren in 

auf Druck der Initiantinnen und Initianten der 

im besagten begleitenden Bericht erneut formuliert wurde, zeigt, dass die 

Vereinheitlichung des Stipendienwesens und der damit einhergehende chancengleiche 

Zugang zur tertiären Bildung unabhängig von ökonomischen Prämissen zwar von grosser 

illens waren, die nötigen 

Auch hat sich gezeigt, dass die Kantone zwar den Harmonisierungsbedarf anerkennen und 

Das Stipendien-Konkordat 

der Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) ist das Produkt dieser Bestrebungen und 

entspricht dem kleinsten gemeinsamen Nenner, welchen die Erziehungsdirektorinnen und -

haben. Ob die Kantone diesem Vorschlag mehrheitlich 

Kantone den Beitritt 

edigt der erreichte 

Harmonisierungsgrad bislang jedoch weder den VSS noch den Bundesrat. 



 

 

Mit der am 20. Januar 2012 eingereichten Initiative 

und Kantone gestellt: Die Schweiz benötigt ein einheitliches System der 

Berechnung und Finanzierung der Ausbildungsbeiträge, welches allen 

und Neigungen – den Abschluss einer tertiären Erstausbildung unter Gewährleistung eines 

minimalen Lebensstandards ermöglicht. Die Revision des Ausbildungsbeitrag

muss dieser expliziten Forderung Rechnung tragen.

 

 

Der indirekte Gegenvorschlag

Mit dem indirekten Gegenvorschlag zielt der Bundesrat auf die Totalrevision eines Gesetzes 

ab, welches erst 2008 in Kraft trat und 2009 zum ersten Mal angewendet wur

Hauptmotivation des Bundesrates scheint zu sein, dass der Harmonisierungsbedarf 

anerkannt wird, an den Absichten der Initiative hinsichtlich der materiellen 

Harmonisierungsforderung, der damit verbundenen Mehrausgaben und der vermuteten 

Auswirkungen auf die kantonalen Bemühungen (Stipendien

geäussert wird. 

Problematisch am Gegenvorschlag ist aber, dass viele der nun vorgeschlagenen minimalen 

Normen vom Parlament bereits in der Erstausarbeitung des Gesetzes eingehend diskut

wurden und in letzter Konsequenz kein Gehör fanden. Es ist deshalb fraglich, ob das 

Parlament seine Meinung in der Zwischenzeit mehrheitsfähig geändert hat und der 

ausgearbeitete Vorschlag inklusive einiger weiterer Verbesserungen, welche der 

Vernehmlassungsprozess ergänzen dürfte, tatsächlich eine Chance hat.

 

Der VSS fordert von den Parlamentarierinnen und Parlamentariern beider Räte die Einsicht 

über die Bedeutung und Notwendigkeit eines vereinheitlichten und ausgebauten 

Ausbildungsbeitragswesens. Nur dadurch kann davon ausgegangen werden, dass mit dem 

indirekten Gegenvorschlag zur Stipendieninitiative tatsächliche formelle und materielle 

Verbesserungen erzielt werden können. Hinsichtlich der formellen Vereinheitlichung müssen 

vergleichbare bis gleiche Vergabekriterien und Berechnungsgrundlagen Einzug in das 

Gesetz finden, während für die materielle Vereinheitlichung minimale Voraussetzungen für 

den Umfang der Beiträge geschaffen werden müssen.

 

 

Verfassungsrechtliche Lösung vorgezogen

Der VSS, das Initiativkomitee und die vielen unterzeichnenden und unterstützenden 

Personen streben mit der Stipendieninitiative eine verfassungsrechtliche Verankerung eines 

vereinheitlichten Ausbildungsbeitragswesens an. Der Bundesrat schlägt nun vor, die 

Vereinheitlichung auf einer der Verfassung untergeordneten Ebene anzugehen. Einige 

Artikel des Gesetzes übertragen ihm hierbei die Kompetenz, auf der Verordnungsebene 

detailliertere Massnahmen zu treffen. Der Vorschlag des VSS ist 

– zwar weniger detailliert, geht aber bezüglich der Verpflichtung des Bundes und der 

Kantone bedeutend weiter. Das Ausbildungsbeitragswesen 

it der am 20. Januar 2012 eingereichten Initiative wurde eine deutliche Forderung an Bund 

und Kantone gestellt: Die Schweiz benötigt ein einheitliches System der 

Berechnung und Finanzierung der Ausbildungsbeiträge, welches allen –

den Abschluss einer tertiären Erstausbildung unter Gewährleistung eines 

minimalen Lebensstandards ermöglicht. Die Revision des Ausbildungsbeitrag

muss dieser expliziten Forderung Rechnung tragen. 

Der indirekte Gegenvorschlag 

Mit dem indirekten Gegenvorschlag zielt der Bundesrat auf die Totalrevision eines Gesetzes 

ab, welches erst 2008 in Kraft trat und 2009 zum ersten Mal angewendet wur

Hauptmotivation des Bundesrates scheint zu sein, dass der Harmonisierungsbedarf 

anerkannt wird, an den Absichten der Initiative hinsichtlich der materiellen 

Harmonisierungsforderung, der damit verbundenen Mehrausgaben und der vermuteten 

n auf die kantonalen Bemühungen (Stipendien-Konkordat)

Problematisch am Gegenvorschlag ist aber, dass viele der nun vorgeschlagenen minimalen 

Normen vom Parlament bereits in der Erstausarbeitung des Gesetzes eingehend diskut

wurden und in letzter Konsequenz kein Gehör fanden. Es ist deshalb fraglich, ob das 

Parlament seine Meinung in der Zwischenzeit mehrheitsfähig geändert hat und der 

ausgearbeitete Vorschlag inklusive einiger weiterer Verbesserungen, welche der 

assungsprozess ergänzen dürfte, tatsächlich eine Chance hat. 

Der VSS fordert von den Parlamentarierinnen und Parlamentariern beider Räte die Einsicht 

über die Bedeutung und Notwendigkeit eines vereinheitlichten und ausgebauten 

Nur dadurch kann davon ausgegangen werden, dass mit dem 

indirekten Gegenvorschlag zur Stipendieninitiative tatsächliche formelle und materielle 

Verbesserungen erzielt werden können. Hinsichtlich der formellen Vereinheitlichung müssen 

che Vergabekriterien und Berechnungsgrundlagen Einzug in das 

Gesetz finden, während für die materielle Vereinheitlichung minimale Voraussetzungen für 

den Umfang der Beiträge geschaffen werden müssen. 

Verfassungsrechtliche Lösung vorgezogen 

nitiativkomitee und die vielen unterzeichnenden und unterstützenden 

Personen streben mit der Stipendieninitiative eine verfassungsrechtliche Verankerung eines 

vereinheitlichten Ausbildungsbeitragswesens an. Der Bundesrat schlägt nun vor, die 

ung auf einer der Verfassung untergeordneten Ebene anzugehen. Einige 

Artikel des Gesetzes übertragen ihm hierbei die Kompetenz, auf der Verordnungsebene 

detailliertere Massnahmen zu treffen. Der Vorschlag des VSS ist – da auf Verfassungsebene 

r detailliert, geht aber bezüglich der Verpflichtung des Bundes und der 

Kantone bedeutend weiter. Das Ausbildungsbeitragswesen – seit der Neugestaltung des 
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eine deutliche Forderung an Bund 

und Kantone gestellt: Die Schweiz benötigt ein einheitliches System der Vergabe, 

– nach Fähigkeiten 

den Abschluss einer tertiären Erstausbildung unter Gewährleistung eines 

minimalen Lebensstandards ermöglicht. Die Revision des Ausbildungsbeitragsgesetzes 

Mit dem indirekten Gegenvorschlag zielt der Bundesrat auf die Totalrevision eines Gesetzes 

ab, welches erst 2008 in Kraft trat und 2009 zum ersten Mal angewendet wurde. Die 

Hauptmotivation des Bundesrates scheint zu sein, dass der Harmonisierungsbedarf 

anerkannt wird, an den Absichten der Initiative hinsichtlich der materiellen 

Harmonisierungsforderung, der damit verbundenen Mehrausgaben und der vermuteten 

Konkordat) hingegen Kritik 

Problematisch am Gegenvorschlag ist aber, dass viele der nun vorgeschlagenen minimalen 

Normen vom Parlament bereits in der Erstausarbeitung des Gesetzes eingehend diskutiert 

wurden und in letzter Konsequenz kein Gehör fanden. Es ist deshalb fraglich, ob das 

Parlament seine Meinung in der Zwischenzeit mehrheitsfähig geändert hat und der 

ausgearbeitete Vorschlag inklusive einiger weiterer Verbesserungen, welche der 

Der VSS fordert von den Parlamentarierinnen und Parlamentariern beider Räte die Einsicht 

über die Bedeutung und Notwendigkeit eines vereinheitlichten und ausgebauten 

Nur dadurch kann davon ausgegangen werden, dass mit dem 

indirekten Gegenvorschlag zur Stipendieninitiative tatsächliche formelle und materielle 

Verbesserungen erzielt werden können. Hinsichtlich der formellen Vereinheitlichung müssen 

che Vergabekriterien und Berechnungsgrundlagen Einzug in das 

Gesetz finden, während für die materielle Vereinheitlichung minimale Voraussetzungen für 

nitiativkomitee und die vielen unterzeichnenden und unterstützenden 

Personen streben mit der Stipendieninitiative eine verfassungsrechtliche Verankerung eines 

vereinheitlichten Ausbildungsbeitragswesens an. Der Bundesrat schlägt nun vor, die 

ung auf einer der Verfassung untergeordneten Ebene anzugehen. Einige 

Artikel des Gesetzes übertragen ihm hierbei die Kompetenz, auf der Verordnungsebene 

da auf Verfassungsebene 

r detailliert, geht aber bezüglich der Verpflichtung des Bundes und der 

seit der Neugestaltung des 



 

 

Finanzausgleichs (NFA) von 2004 als Verbundaufgabe zwischen Bund und Kantonen 

definiert – soll laut der Erläuterung des Bundesrates zum indirekten Gegenvorschlag, 

weiterhin hauptsächlich Aufgabe der Kantone bleiben, jedoch neuen vereinheitlichten 

minimalen Standards unterstellt werden. Der VSS fordert mit seiner Initiative hingegen, dass 

der Bund stärker in die Pflicht genommen wird und einerseits

zuständig ist, sich aber andererseits auch 

verpflichtet (fühlt). Nur dadurch kann der Zugang zur tertiären Bildung entsprechend der 

bereits in der Verfassung verankerten Grundsätze gewährleistet werden.

 

Der VSS fordert, dass die Kantone auf der gesetzlichen Ebene mindestens zur Einhaltung 

der neu festgesetzten minimalen Rahmenbedingungen angehalten und verpflichtet werden 

dies nicht nur, wenn sie die minimalen Bundessubventionen erhalten möchten.

Die bereits im Rahmen der Vernehmlassung zum EDK

kantonale Spielraum nach wie vor gegeben ist und eine effektive Harmonisierung 

entsprechend verhindert bleibt, betri

Ausbildungsbeitragsgesetzes, sofern die festgesetzten Standards nicht weitreichende 

Grundsätze enthalten und bindend sind.

 

Der Bund muss zudem endlich einsehen, dass er die Kantone in der Finanzierung eines 

vereinheitlichten Ausbildungsbeitragswesens nicht allein lassen kann, sondern die 

Finanzierung der gesetzten Standards auch in ausreichendem Masse mittragen muss. Die in 

der NFA definierte Verbundaufgabe hindert den Bund indes auch nicht daran, die 

Bundessubventionen zugunsten der kantonalen Aufwendungen an Stipendien merklich zu 

erhöhen. Es fehlt zurzeit lediglich an der Bereitschaft, dies zu tun.

 

 

Materielle Harmonisierung 

Die Stipendieninitiative fordert neben der formellen Harmonisierung der Vergabekriterien, der 

Berechnungsgrundlagen und der allgemeinen Ausgestaltung des 

Ausbildungsbeitragswesens eine materielle Vereinheitlichung, welche es den Studierenden 

in der Schweiz im Höchstfall ermöglicht, mit Stipendien einen minimalen Lebensstandard 

während der Dauer der Ausbildung zu halten. Entgegen der Behauptung des Bundesrates 

schliesst diese Forderung die Subsidiarität der Leistung nicht aus. Sie verlangt lediglich, 

dass die Definition und Ausgestaltung der minimalen Maxima (ähnlich der Regelung im 

Konkordat der EDK) sich an den effektiven, zeitgemässen Lebenshaltungskosten inklusive 

der Ausbildungskosten richtet. Wer darauf einen Anspruch hat, ist über Vergabe

Berechnungskriterien zu regeln. Im Begleitbericht hält der Bundesrat fest, dass "der Wortlaut 

der Initiative [...] offen [lässt], ob eine generelle Abkehr vom System der subsidiären 

Zuschüsse beabsichtigt ist, bei dem die finanzielle Verantwortung den Erziehenden und den 

Auszubildenden selbst obliegt" (S. 10)

Initiative dem Gesetzgebungsprozess überlassen.

 

Finanzausgleichs (NFA) von 2004 als Verbundaufgabe zwischen Bund und Kantonen 

der Erläuterung des Bundesrates zum indirekten Gegenvorschlag, 

weiterhin hauptsächlich Aufgabe der Kantone bleiben, jedoch neuen vereinheitlichten 

minimalen Standards unterstellt werden. Der VSS fordert mit seiner Initiative hingegen, dass 

die Pflicht genommen wird und einerseits für den Gesetzeserlass 

aber andererseits auch zu einem stärkeren finanziellen Engagement 

verpflichtet (fühlt). Nur dadurch kann der Zugang zur tertiären Bildung entsprechend der 

r Verfassung verankerten Grundsätze gewährleistet werden. 

Der VSS fordert, dass die Kantone auf der gesetzlichen Ebene mindestens zur Einhaltung 

der neu festgesetzten minimalen Rahmenbedingungen angehalten und verpflichtet werden 

e die minimalen Bundessubventionen erhalten möchten.

Die bereits im Rahmen der Vernehmlassung zum EDK-Konkordat geäusserte Kritik, dass der 

kantonale Spielraum nach wie vor gegeben ist und eine effektive Harmonisierung 

entsprechend verhindert bleibt, betrifft auch die Totalrevision des 

Ausbildungsbeitragsgesetzes, sofern die festgesetzten Standards nicht weitreichende 

Grundsätze enthalten und bindend sind. 

Der Bund muss zudem endlich einsehen, dass er die Kantone in der Finanzierung eines 

Ausbildungsbeitragswesens nicht allein lassen kann, sondern die 

Finanzierung der gesetzten Standards auch in ausreichendem Masse mittragen muss. Die in 

der NFA definierte Verbundaufgabe hindert den Bund indes auch nicht daran, die 

sten der kantonalen Aufwendungen an Stipendien merklich zu 

erhöhen. Es fehlt zurzeit lediglich an der Bereitschaft, dies zu tun. 

Die Stipendieninitiative fordert neben der formellen Harmonisierung der Vergabekriterien, der 

Berechnungsgrundlagen und der allgemeinen Ausgestaltung des 

Ausbildungsbeitragswesens eine materielle Vereinheitlichung, welche es den Studierenden 

in der Schweiz im Höchstfall ermöglicht, mit Stipendien einen minimalen Lebensstandard 

Ausbildung zu halten. Entgegen der Behauptung des Bundesrates 

schliesst diese Forderung die Subsidiarität der Leistung nicht aus. Sie verlangt lediglich, 

dass die Definition und Ausgestaltung der minimalen Maxima (ähnlich der Regelung im 

) sich an den effektiven, zeitgemässen Lebenshaltungskosten inklusive 

der Ausbildungskosten richtet. Wer darauf einen Anspruch hat, ist über Vergabe

Berechnungskriterien zu regeln. Im Begleitbericht hält der Bundesrat fest, dass "der Wortlaut 

iative [...] offen [lässt], ob eine generelle Abkehr vom System der subsidiären 

Zuschüsse beabsichtigt ist, bei dem die finanzielle Verantwortung den Erziehenden und den 

Auszubildenden selbst obliegt" (S. 10). Dies zu regeln bliebe auch bei einer Annahme d

Initiative dem Gesetzgebungsprozess überlassen. 
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Finanzausgleichs (NFA) von 2004 als Verbundaufgabe zwischen Bund und Kantonen 

der Erläuterung des Bundesrates zum indirekten Gegenvorschlag, 

weiterhin hauptsächlich Aufgabe der Kantone bleiben, jedoch neuen vereinheitlichten 

minimalen Standards unterstellt werden. Der VSS fordert mit seiner Initiative hingegen, dass 

für den Gesetzeserlass 

zu einem stärkeren finanziellen Engagement 

verpflichtet (fühlt). Nur dadurch kann der Zugang zur tertiären Bildung entsprechend der 

Der VSS fordert, dass die Kantone auf der gesetzlichen Ebene mindestens zur Einhaltung 

der neu festgesetzten minimalen Rahmenbedingungen angehalten und verpflichtet werden – 

e die minimalen Bundessubventionen erhalten möchten. 

Konkordat geäusserte Kritik, dass der 

kantonale Spielraum nach wie vor gegeben ist und eine effektive Harmonisierung 

fft auch die Totalrevision des 

Ausbildungsbeitragsgesetzes, sofern die festgesetzten Standards nicht weitreichende 

Der Bund muss zudem endlich einsehen, dass er die Kantone in der Finanzierung eines 

Ausbildungsbeitragswesens nicht allein lassen kann, sondern die 

Finanzierung der gesetzten Standards auch in ausreichendem Masse mittragen muss. Die in 

der NFA definierte Verbundaufgabe hindert den Bund indes auch nicht daran, die 

sten der kantonalen Aufwendungen an Stipendien merklich zu 

Die Stipendieninitiative fordert neben der formellen Harmonisierung der Vergabekriterien, der 

Berechnungsgrundlagen und der allgemeinen Ausgestaltung des 

Ausbildungsbeitragswesens eine materielle Vereinheitlichung, welche es den Studierenden 

in der Schweiz im Höchstfall ermöglicht, mit Stipendien einen minimalen Lebensstandard 

Ausbildung zu halten. Entgegen der Behauptung des Bundesrates 

schliesst diese Forderung die Subsidiarität der Leistung nicht aus. Sie verlangt lediglich, 

dass die Definition und Ausgestaltung der minimalen Maxima (ähnlich der Regelung im 

) sich an den effektiven, zeitgemässen Lebenshaltungskosten inklusive 

der Ausbildungskosten richtet. Wer darauf einen Anspruch hat, ist über Vergabe- und 

Berechnungskriterien zu regeln. Im Begleitbericht hält der Bundesrat fest, dass "der Wortlaut 

iative [...] offen [lässt], ob eine generelle Abkehr vom System der subsidiären 

Zuschüsse beabsichtigt ist, bei dem die finanzielle Verantwortung den Erziehenden und den 

Dies zu regeln bliebe auch bei einer Annahme der 



 

 

Die Stipendieninitiative des VSS widerspricht der Subsidiarität von Stipendien gegenüber 

Eigenleistungen nicht. Sie schliesst also

studentisches Grundeinkommen. Die Initiative will lediglich festlegen, dass ein maximaler 

Anspruch auch einem minimalen Lebensstandard gerecht werden muss

individuellen Ausbildungsvoraussetzungen berücksichtigt werden müssen

nur für diejenigen Studierenden ein Vollstipendium, denen die finanziellen Mittel für ein 

Studium fehlen. Diesem grundlegenden Prinzip muss auch das neue 

Ausbildungsbeitragsgesetz Folge leisten, wenn die Absichtserklärung des Bundesrates auf 

einen chancengleichen Zugang zu 

Ausbildungsbeitragswesens keine leere Floskel bleiben soll.

Der Bundesrat lehnt eine materielle Harmonisierung mit Verweis auf eine nicht vorhandene 

Kompetenz diesbezüglich ab. Der Bundesrat stützt si

Verfassungsartikel 61 bis 66, welche es ihm im Ausbildungsbeitragsgesetz untersage, den 

Kantonen Vorschriften bezüglich der auszuzahlenden Beitragshöhen zu machen. 

Der VSS ist der Meinung, dass der Bund die Kantone mittel

bezüglich einer minimal festgesetzten maximalen Beitragshöhe durchaus verpflichten 

könnte, eine materielle Harmonisierung vorzunehmen.

Unterstützt wird diese Ansicht auch durch die am 7. September 2007 eingereichte 

Zwischenzeit jedoch abgelehnte 

aufgefordert, mittels eines Rahmengesetzes eine materielle Harmonisierung des 

Stipendienwesens und eine zeitgleiche Ausweitung seines finanziellen Engagements 

vorzunehmen. In den Berichten und den darin aufgeführten Erwägungen der 

für Wissenschaft, Bildung und Kultur des National

eines Widerspruches zur Bundesverfassung aber keine Bedenken geäussert.

 

Für den VSS ist die Harmonisierung der materiellen Voraussetzungen ein zentrales Element 

eines chancengerechten Stipendiensystems. Es ist deshalb unabdingbar, dass ein 

entsprechender Artikel in die nationale Gesetzgebung aufgenommen wird. Vorgeschlagen 

wird, diesen Artikel als neuen Artikel 7

Bundesbeiträgen aufzunehmen und ihn wie folgt zu formulieren:

 

Art. 7bis Höchstansätze für Ausbildungsbeiträge

1 Der minimale jährliche 

Ausbildungen auf der Tertiärstufe beträgt CHF 24‘000.

2 Der minimale jährliche Höchstansatz gemäss Absatz 1 erhöht sich

Ausbildung, die gegenüber Kindern unterhaltspflichtig sind, um CHF 4'000.

3 Der minimale jährliche Höchstansatz wird v

die Teuerung und die tatsächlichen Ausbildungskosten angepasst.

4 Der Bundesrat kann ergänzende Bestimmungen erlassen und das Verfahren der 

Anpassung des minimalen jährlichen Höchstansatzes regeln.

  

Die Stipendieninitiative des VSS widerspricht der Subsidiarität von Stipendien gegenüber 

Sie schliesst also weder die Subsidiarität aus, noch fordert 

ommen. Die Initiative will lediglich festlegen, dass ein maximaler 

Anspruch auch einem minimalen Lebensstandard gerecht werden muss

individuellen Ausbildungsvoraussetzungen berücksichtigt werden müssen

dierenden ein Vollstipendium, denen die finanziellen Mittel für ein 

Diesem grundlegenden Prinzip muss auch das neue 

Ausbildungsbeitragsgesetz Folge leisten, wenn die Absichtserklärung des Bundesrates auf 

einen chancengleichen Zugang zu tertiärer Bildung über eine sinnvolle Ausgestaltung des 

Ausbildungsbeitragswesens keine leere Floskel bleiben soll. 

Der Bundesrat lehnt eine materielle Harmonisierung mit Verweis auf eine nicht vorhandene 

Kompetenz diesbezüglich ab. Der Bundesrat stützt sich hierbei auf eine Auslegung der 

Verfassungsartikel 61 bis 66, welche es ihm im Ausbildungsbeitragsgesetz untersage, den 

Kantonen Vorschriften bezüglich der auszuzahlenden Beitragshöhen zu machen. 

Der VSS ist der Meinung, dass der Bund die Kantone mittels einer inhaltlichen Vorschrift 

bezüglich einer minimal festgesetzten maximalen Beitragshöhe durchaus verpflichten 

könnte, eine materielle Harmonisierung vorzunehmen. 

Unterstützt wird diese Ansicht auch durch die am 7. September 2007 eingereichte 

Zwischenzeit jedoch abgelehnte – Standesinitiative des Kantons Solothurn: Der Bund wurde 

aufgefordert, mittels eines Rahmengesetzes eine materielle Harmonisierung des 

Stipendienwesens und eine zeitgleiche Ausweitung seines finanziellen Engagements 

men. In den Berichten und den darin aufgeführten Erwägungen der 

für Wissenschaft, Bildung und Kultur des National- und Ständerates wurden hinsichtlich 

eines Widerspruches zur Bundesverfassung aber keine Bedenken geäussert.

Harmonisierung der materiellen Voraussetzungen ein zentrales Element 

Stipendiensystems. Es ist deshalb unabdingbar, dass ein 

entsprechender Artikel in die nationale Gesetzgebung aufgenommen wird. Vorgeschlagen 

ls neuen Artikel 7 im Abschnitt Voraussetzungen für die Gewährung von 

Bundesbeiträgen aufzunehmen und ihn wie folgt zu formulieren: 

Höchstansätze für Ausbildungsbeiträge 

 Höchstansatz der Ausbildungsbeiträge für Personen in 

Ausbildungen auf der Tertiärstufe beträgt CHF 24‘000.-. 

2 Der minimale jährliche Höchstansatz gemäss Absatz 1 erhöht sich,

Ausbildung, die gegenüber Kindern unterhaltspflichtig sind, um CHF 4'000.

Höchstansatz wird vom Bundesrat in der Regel alle zwei Jahre an 

die Teuerung und die tatsächlichen Ausbildungskosten angepasst. 

4 Der Bundesrat kann ergänzende Bestimmungen erlassen und das Verfahren der 

minimalen jährlichen Höchstansatzes regeln. 
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Die Stipendieninitiative des VSS widerspricht der Subsidiarität von Stipendien gegenüber 

weder die Subsidiarität aus, noch fordert sie ein 

ommen. Die Initiative will lediglich festlegen, dass ein maximaler 

Anspruch auch einem minimalen Lebensstandard gerecht werden muss und dabei die 

individuellen Ausbildungsvoraussetzungen berücksichtigt werden müssen. Der VSS verlangt 

dierenden ein Vollstipendium, denen die finanziellen Mittel für ein 

Diesem grundlegenden Prinzip muss auch das neue 

Ausbildungsbeitragsgesetz Folge leisten, wenn die Absichtserklärung des Bundesrates auf 

tertiärer Bildung über eine sinnvolle Ausgestaltung des 

Der Bundesrat lehnt eine materielle Harmonisierung mit Verweis auf eine nicht vorhandene 

ch hierbei auf eine Auslegung der 

Verfassungsartikel 61 bis 66, welche es ihm im Ausbildungsbeitragsgesetz untersage, den 

Kantonen Vorschriften bezüglich der auszuzahlenden Beitragshöhen zu machen.  

s einer inhaltlichen Vorschrift 

bezüglich einer minimal festgesetzten maximalen Beitragshöhe durchaus verpflichten 

Unterstützt wird diese Ansicht auch durch die am 7. September 2007 eingereichte – in der 

Standesinitiative des Kantons Solothurn: Der Bund wurde 

aufgefordert, mittels eines Rahmengesetzes eine materielle Harmonisierung des 

Stipendienwesens und eine zeitgleiche Ausweitung seines finanziellen Engagements 

men. In den Berichten und den darin aufgeführten Erwägungen der Kommissionen 

und Ständerates wurden hinsichtlich 

eines Widerspruches zur Bundesverfassung aber keine Bedenken geäussert. 

Harmonisierung der materiellen Voraussetzungen ein zentrales Element 

Stipendiensystems. Es ist deshalb unabdingbar, dass ein 

entsprechender Artikel in die nationale Gesetzgebung aufgenommen wird. Vorgeschlagen 

im Abschnitt Voraussetzungen für die Gewährung von 

der Ausbildungsbeiträge für Personen in 

, bei Personen in 

Ausbildung, die gegenüber Kindern unterhaltspflichtig sind, um CHF 4'000.- pro Kind. 

om Bundesrat in der Regel alle zwei Jahre an 

4 Der Bundesrat kann ergänzende Bestimmungen erlassen und das Verfahren der 



 

 

Kosten der Harmonisierung und Förderquote

Der VSS schlägt vor, den Kreis der Stipendienbezügerinnen und 

auf mindestens 20% zu erhöhen. Diese Förderquote entspricht dem Niveau, welches

von der interkantonalen Stipendienkonferenz (IKSK) in der Ausgangsargumentation für das 

EDK-Konkordat als sinnvoll bezeichnet wird. Förderquoten zwischen 15 und 20 Prozent 

würden allen sozialen Schichten den Zugang zur nachobligatorischen Bildung erm

Geht man also von einer solchen Förderquote und den ungefähren heutigen 

Studierendenzahlen aus, so kann man die Kosten einer Harmonisierung 

verfassungsrechtlicher oder gesetzlicher Grundlage 

 
Jährlich werden heute rund 300 Millionen Franken an Stipendien vergeben. Der Bund unterstützt die 

Kantone hierbei mit einem Jahresbetrag von 25 Millionen Franken. Etwas mehr als 50% des 

gesamten Stipendienvolumens fliessen in die tertiäre Ausbildung, was einem Betrag 

150 Millionen Franken jährlich entspricht. Auf der tertiären Bildungsstufe (Typen A und B) absolvieren 

rund 250‘000 Studierende eine Ausbildung. Heute beziehen rund 9% davon, also 22‘500 

Studierende, ein Stipendium. Laut den Erhebungen des B

Studierendenleben zwischen 20‘000 und 24‘000 Franken im Jahr. Wenn davon rund die Hälfte 

zwischen 10‘000 und 12‘000 Franken 

einem Stipendium gedeckt würde

Stipendien für tertiäre Ausbildungen aufwenden. Zieht man die heutigen 150 Millionen davon ab, 

erhält man einen Mehrbetrag von 450 Millionen 

 

Diese Berechnung entspricht 

kantonalen Harmonisierungsbestrebungen. Die Mehrinvestitionen müssen getätigt werden, 

damit – entsprechend Verfassung und Grundrechten 

Neigung und Fähigkeit und unabhängig der sozialen Herkunft und ökonomischen 

Ausgangslage offen steht. 

Eine Harmonisierung des Ausbildungsbeitragswesens und ein Ausbau dessen sind 

unabhängig von einer Umsetzung der Forderungen der Stipendieninitiative 

Mehrinvestitionen nicht möglich.

Klar ist indes, dass diese Mehrinvestitionen keinesfalls 

Forschungs- und Innovationsbereich (BFI) getätigt werden dürfen. Der Bundesrat schreibt: 

"Sodann wäre der für den Bund en

Ausgabeplafonds der Bundesfinanzen zu kompensieren und hätte entsprechende Abstriche 

im Bildungs-, Forschungs- und Innovationsbereich (BFI) oder anderen Politikbereichen zur 

Folge" (Begleitbericht, S. 10)

Konkurrenzierung der Bildungsausgaben überhaupt in Betracht zu ziehen, statt sich der 

Verantwortung, welche der Bundesrat gegenüber der einzigen Ressource der Schweiz 

Bildung – trägt, bewusst zu sein. Insofern 

"gesamthaft betrachtet [...] dadurch Bildung, Forschung und 

geschwächt [würden]" (Begleitbericht, S. 11) nicht.

  

Kosten der Harmonisierung und Förderquote 

Der VSS schlägt vor, den Kreis der Stipendienbezügerinnen und -bezüger von heute rund 9 

auf mindestens 20% zu erhöhen. Diese Förderquote entspricht dem Niveau, welches

von der interkantonalen Stipendienkonferenz (IKSK) in der Ausgangsargumentation für das 

Konkordat als sinnvoll bezeichnet wird. Förderquoten zwischen 15 und 20 Prozent 

würden allen sozialen Schichten den Zugang zur nachobligatorischen Bildung erm

Geht man also von einer solchen Förderquote und den ungefähren heutigen 

Studierendenzahlen aus, so kann man die Kosten einer Harmonisierung –

verfassungsrechtlicher oder gesetzlicher Grundlage – wie folgt berechnen:

den heute rund 300 Millionen Franken an Stipendien vergeben. Der Bund unterstützt die 

Kantone hierbei mit einem Jahresbetrag von 25 Millionen Franken. Etwas mehr als 50% des 

gesamten Stipendienvolumens fliessen in die tertiäre Ausbildung, was einem Betrag 

150 Millionen Franken jährlich entspricht. Auf der tertiären Bildungsstufe (Typen A und B) absolvieren 

rund 250‘000 Studierende eine Ausbildung. Heute beziehen rund 9% davon, also 22‘500 

Studierende, ein Stipendium. Laut den Erhebungen des Bundesamtes für Statistik kostet das 

Studierendenleben zwischen 20‘000 und 24‘000 Franken im Jahr. Wenn davon rund die Hälfte 

zwischen 10‘000 und 12‘000 Franken – für rund 20% der Studierenden (also 50‘000 Personen) mit 

einem Stipendium gedeckt würden, müssten Bund und Kantone jährlich 600 Millionen Franken für die 

Stipendien für tertiäre Ausbildungen aufwenden. Zieht man die heutigen 150 Millionen davon ab, 

erhält man einen Mehrbetrag von 450 Millionen – also rund einer halben Milliarde 

Diese Berechnung entspricht der Realität unabhängig von Initiative, Gesetzesrevision und 

kantonalen Harmonisierungsbestrebungen. Die Mehrinvestitionen müssen getätigt werden, 

entsprechend Verfassung und Grundrechten – die tertiäre Bildung allen na

Neigung und Fähigkeit und unabhängig der sozialen Herkunft und ökonomischen 

Eine Harmonisierung des Ausbildungsbeitragswesens und ein Ausbau dessen sind 

unabhängig von einer Umsetzung der Forderungen der Stipendieninitiative 

nicht möglich. 

Klar ist indes, dass diese Mehrinvestitionen keinesfalls auf Kosten der Beiträge im Bildungs

und Innovationsbereich (BFI) getätigt werden dürfen. Der Bundesrat schreibt: 

"Sodann wäre der für den Bund entstehende Mehraufwand im Rahmen des 

Ausgabeplafonds der Bundesfinanzen zu kompensieren und hätte entsprechende Abstriche 

und Innovationsbereich (BFI) oder anderen Politikbereichen zur 

Folge" (Begleitbericht, S. 10). Es ist in höchstem Mass unverantwortlich

Konkurrenzierung der Bildungsausgaben überhaupt in Betracht zu ziehen, statt sich der 

Verantwortung, welche der Bundesrat gegenüber der einzigen Ressource der Schweiz 

trägt, bewusst zu sein. Insofern stimmt auch die Konklusion des Bundesrates, dass 

"gesamthaft betrachtet [...] dadurch Bildung, Forschung und Innovation in

geschwächt [würden]" (Begleitbericht, S. 11) nicht. 
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bezüger von heute rund 9 

auf mindestens 20% zu erhöhen. Diese Förderquote entspricht dem Niveau, welches auch 

von der interkantonalen Stipendienkonferenz (IKSK) in der Ausgangsargumentation für das 

Konkordat als sinnvoll bezeichnet wird. Förderquoten zwischen 15 und 20 Prozent 

würden allen sozialen Schichten den Zugang zur nachobligatorischen Bildung ermöglichen. 

Geht man also von einer solchen Förderquote und den ungefähren heutigen 

– unabhängig derer 

wie folgt berechnen: 

den heute rund 300 Millionen Franken an Stipendien vergeben. Der Bund unterstützt die 

Kantone hierbei mit einem Jahresbetrag von 25 Millionen Franken. Etwas mehr als 50% des 

gesamten Stipendienvolumens fliessen in die tertiäre Ausbildung, was einem Betrag von abgerundet 

150 Millionen Franken jährlich entspricht. Auf der tertiären Bildungsstufe (Typen A und B) absolvieren 

rund 250‘000 Studierende eine Ausbildung. Heute beziehen rund 9% davon, also 22‘500 

undesamtes für Statistik kostet das 

Studierendenleben zwischen 20‘000 und 24‘000 Franken im Jahr. Wenn davon rund die Hälfte – also 

für rund 20% der Studierenden (also 50‘000 Personen) mit 

n, müssten Bund und Kantone jährlich 600 Millionen Franken für die 

Stipendien für tertiäre Ausbildungen aufwenden. Zieht man die heutigen 150 Millionen davon ab, 

also rund einer halben Milliarde – jährlich. 

Realität unabhängig von Initiative, Gesetzesrevision und 

kantonalen Harmonisierungsbestrebungen. Die Mehrinvestitionen müssen getätigt werden, 

die tertiäre Bildung allen nach 

Neigung und Fähigkeit und unabhängig der sozialen Herkunft und ökonomischen 

Eine Harmonisierung des Ausbildungsbeitragswesens und ein Ausbau dessen sind – 

unabhängig von einer Umsetzung der Forderungen der Stipendieninitiative – ohne 

Beiträge im Bildungs-, 

und Innovationsbereich (BFI) getätigt werden dürfen. Der Bundesrat schreibt: 

tstehende Mehraufwand im Rahmen des 

Ausgabeplafonds der Bundesfinanzen zu kompensieren und hätte entsprechende Abstriche 

und Innovationsbereich (BFI) oder anderen Politikbereichen zur 

stem Mass unverantwortlich, eine solche 

Konkurrenzierung der Bildungsausgaben überhaupt in Betracht zu ziehen, statt sich der 

Verantwortung, welche der Bundesrat gegenüber der einzigen Ressource der Schweiz – der 

stimmt auch die Konklusion des Bundesrates, dass 

Innovation in der Schweiz 



 

 

Stellungnahme zu den einzelnen Artikeln

 

1. Abschnitt  Allgemeine 

 

Artikel 1 Gegenstand und Geltungsbereich

 

Der VSS fordert, dass der Geltungsbereich um einen Punkt (neuer Punkt a.) ergänzt wird. 

Dieser soll den Grundsatz festhalten, dass die Vergabe der kantonalen Aufwendungen 

ebenfalls in diesem Gesetz ge

des VSS dem Umstand Rechnung tragen, dass die Kantone ihre Stipendien entsprechend 

derselben minimalen Richtlinien vergeben müssen. Dazu gehört für den VSS auch, dass 

materielle Vorgaben gemacht wer

Mit den weiteren Ausführungen zum Geltungsbereich ist der VSS einverstanden und 

begrüsst die Aufnahme der Definition des stipendienrechtlichen Wohnsitzes.

 

Dieses Gesetz regelt: 

a. die Grundsätze über die Vergabe der Aufwendungen der Kantone 

Studiendarlehen an Studierende von Hochschulen und anderen Institutionen des höheren 

Bildungswesens (tertiärer Bildungsbereich)

b. die Grundsätze über die Beiträge des Bundes an die 

der Kantone für Stipendien und Studiendarlehen an Studierende von Hochschulen und 

anderen Institutionen des höheren Bildungswesens (tertiärer Bildungsbereich) 

Verteilung der Bundesbeiträge;

c. die Voraussetzungen für die Gewährung von Bundesbeiträgen;

d. die Definition des stipendienrechtlichen Wohnsitzes für gesuchstellende Personen im 

tertiären Bildungsbereich; 

e. die Förderung der interkantonalen Harmonisierung der Stipendien und Studiendarlehen 

im tertiären Bildungsbereich. 

 

Zur Frage, welche Rolle die St

sollen, äussert sich der VSS zu späterer Stelle in seiner Vernehmlassungsantwort explizit.

 

 

Artikel 2 Begriffe 

 

Der VSS sieht bezüglich der differenzierten Erwähnung von Stipendien und Studiendarleh

und deren einheitlicher übergeordneter Definition als Ausbildungsbeiträge kein

Schwierigkeit. Er spricht in der Stipendieninitiative

anerkennt den Bedarf auch für die Vergabe von ergänzenden Darlehen eine einheitlich

Bestimmung vorzusehen. 

 

Stellungnahme zu den einzelnen Artikeln 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 Gegenstand und Geltungsbereich 

Der VSS fordert, dass der Geltungsbereich um einen Punkt (neuer Punkt a.) ergänzt wird. 

Dieser soll den Grundsatz festhalten, dass die Vergabe der kantonalen Aufwendungen 

ebenfalls in diesem Gesetz geregelt wird. Das Ausbildungsbeitragsgesetz muss aus Sicht 

des VSS dem Umstand Rechnung tragen, dass die Kantone ihre Stipendien entsprechend 

derselben minimalen Richtlinien vergeben müssen. Dazu gehört für den VSS auch, dass 

materielle Vorgaben gemacht werden (können). 

Mit den weiteren Ausführungen zum Geltungsbereich ist der VSS einverstanden und 

begrüsst die Aufnahme der Definition des stipendienrechtlichen Wohnsitzes.

die Grundsätze über die Vergabe der Aufwendungen der Kantone für Stipendien und 

Studiendarlehen an Studierende von Hochschulen und anderen Institutionen des höheren 

Bildungswesens (tertiärer Bildungsbereich) 

b. die Grundsätze über die Beiträge des Bundes an die in a. beschriebenen

dien und Studiendarlehen an Studierende von Hochschulen und 

anderen Institutionen des höheren Bildungswesens (tertiärer Bildungsbereich) 

Verteilung der Bundesbeiträge; 

c. die Voraussetzungen für die Gewährung von Bundesbeiträgen; 

Definition des stipendienrechtlichen Wohnsitzes für gesuchstellende Personen im 

e. die Förderung der interkantonalen Harmonisierung der Stipendien und Studiendarlehen 

 

Zur Frage, welche Rolle die Studiendarlehen im Bereich der Ausbildungsbeiträge spielen 

sollen, äussert sich der VSS zu späterer Stelle in seiner Vernehmlassungsantwort explizit.

Der VSS sieht bezüglich der differenzierten Erwähnung von Stipendien und Studiendarleh

und deren einheitlicher übergeordneter Definition als Ausbildungsbeiträge kein

in der Stipendieninitiative selbst von Ausbildungsbeiträgen und 

anerkennt den Bedarf auch für die Vergabe von ergänzenden Darlehen eine einheitlich
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Der VSS fordert, dass der Geltungsbereich um einen Punkt (neuer Punkt a.) ergänzt wird. 

Dieser soll den Grundsatz festhalten, dass die Vergabe der kantonalen Aufwendungen 

regelt wird. Das Ausbildungsbeitragsgesetz muss aus Sicht 

des VSS dem Umstand Rechnung tragen, dass die Kantone ihre Stipendien entsprechend 

derselben minimalen Richtlinien vergeben müssen. Dazu gehört für den VSS auch, dass 

Mit den weiteren Ausführungen zum Geltungsbereich ist der VSS einverstanden und 

begrüsst die Aufnahme der Definition des stipendienrechtlichen Wohnsitzes. 

für Stipendien und 

Studiendarlehen an Studierende von Hochschulen und anderen Institutionen des höheren 

in a. beschriebenen Aufwendungen 

dien und Studiendarlehen an Studierende von Hochschulen und 

anderen Institutionen des höheren Bildungswesens (tertiärer Bildungsbereich) sowie die 

Definition des stipendienrechtlichen Wohnsitzes für gesuchstellende Personen im 

e. die Förderung der interkantonalen Harmonisierung der Stipendien und Studiendarlehen 

udiendarlehen im Bereich der Ausbildungsbeiträge spielen 

sollen, äussert sich der VSS zu späterer Stelle in seiner Vernehmlassungsantwort explizit. 

Der VSS sieht bezüglich der differenzierten Erwähnung von Stipendien und Studiendarlehen 

und deren einheitlicher übergeordneter Definition als Ausbildungsbeiträge keine 

von Ausbildungsbeiträgen und 

anerkennt den Bedarf auch für die Vergabe von ergänzenden Darlehen eine einheitliche 



 

 

2. Abschnitt  Bundesbeiträge

 

Artikel 3 Grundsätze 

 

1 Der Bund gewährt den Kantonen im Rahmen der bewilligten Kredite Beiträge an ihre 

jährlichen Aufwendungen für Ausbildungsbeiträge im tertiären Bildungsbereich.

2 Er gewährt den Kantonen Beiträge, soweit sie mit ihren Ausbildungsbeiträgen die Artikel 

5-12 einhalten. 

3 Die Bundesbeiträge werden in pauschalierter Form ausgerichtet.

 

Der VSS hat zu den Formulierungen 

Anmerkungen. 

 

Hingegen sieht der VSS gewisse Schwierigkeiten im Zusammenhang mit den in Artikel 2 

definierten Begriffen und deren Bedeutung für die Grundsätze der Verteilung der 

Bundessubventionen: 

Darlehen widersprechen – zumindest wenn bereits bis und für tertiäre Ers

vergeben – dem Anspruch auf eine möglichst grosse Chancengleichheit im Zugang zu 

Bildung: 

� Erst kommt die Barriere: Darlehen stellen für die betroffene Person eine finanzielle 

Hürde dar, welche zu einem negati

Ausbildung führen kann.  

� Dann kommt die Schuld: Die mit dem Bezug von rückzahlpflichtigen Darlehen 

einhergehende individuelle ökonomische Last und langfristige finanzielle Unsicherheit 

aufgrund der entstehenden Schuld entspricht einer weitre

sozialen und beruflichen Chancen.

Des Weiteren weisen, heute mehr denn je, Beispiele aus anderen Ländern

beispielsweise den USA auf die Gefahren einer teils (hoch) verschuldeten Generation hin. 

Eine Abkehr vom Grundsatz der Ve

Darlehenswesens würde dieser Verschuldungsentwicklung und der damit verbundenen 

gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Problematiken auch in der Schweiz zusätzlichen 

Schub verleihen. 

Nebenbei sind die Administrativ

höher, als diejenigen von Stipendien. Berechnungen

(EDK) zufolge werden 3.5% der Darlehenssumme für die Verwaltung aufgewendet. Bei 

Stipendien ist dieser Betrag um

Schweiz. Die Bedeutung der Stipendien für unser Land. Sind Stipendien durch Darlehen zu 

ersetzen? EDK, 1997). Nicht zuletzt deswegen sind einige Kantone nach einer kurzen 

Versuchsphase wieder vom 

abgekommen. 

 

Bundesbeiträge 

1 Der Bund gewährt den Kantonen im Rahmen der bewilligten Kredite Beiträge an ihre 

jährlichen Aufwendungen für Ausbildungsbeiträge im tertiären Bildungsbereich.

Kantonen Beiträge, soweit sie mit ihren Ausbildungsbeiträgen die Artikel 

3 Die Bundesbeiträge werden in pauschalierter Form ausgerichtet. 

Der VSS hat zu den Formulierungen der drei ersten Absätze des Artikels 3 keine 

Hingegen sieht der VSS gewisse Schwierigkeiten im Zusammenhang mit den in Artikel 2 

definierten Begriffen und deren Bedeutung für die Grundsätze der Verteilung der 

zumindest wenn bereits bis und für tertiäre Ers

dem Anspruch auf eine möglichst grosse Chancengleichheit im Zugang zu 

Erst kommt die Barriere: Darlehen stellen für die betroffene Person eine finanzielle 

Hürde dar, welche zu einem negativen Entscheid bezüglich die Ina

 

Dann kommt die Schuld: Die mit dem Bezug von rückzahlpflichtigen Darlehen 

einhergehende individuelle ökonomische Last und langfristige finanzielle Unsicherheit 

aufgrund der entstehenden Schuld entspricht einer weitreichenden Ungleichheit der 

sozialen und beruflichen Chancen. 

Des Weiteren weisen, heute mehr denn je, Beispiele aus anderen Ländern

auf die Gefahren einer teils (hoch) verschuldeten Generation hin. 

Eine Abkehr vom Grundsatz der Vergabe von Stipendien hin zu einem Ausbau des 

Darlehenswesens würde dieser Verschuldungsentwicklung und der damit verbundenen 

gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Problematiken auch in der Schweiz zusätzlichen 

ativ- und Verwaltungskosten der Darlehensvergabe bedeutend 

höher, als diejenigen von Stipendien. Berechnungen der Erziehungsdirektorenkonferenz

werden 3.5% der Darlehenssumme für die Verwaltung aufgewendet. Bei 

Stipendien ist dieser Betrag um knapp einen Prozentpunkt tiefer. (Stipendienpolitik in der 

Die Bedeutung der Stipendien für unser Land. Sind Stipendien durch Darlehen zu 

ersetzen? EDK, 1997). Nicht zuletzt deswegen sind einige Kantone nach einer kurzen 

Versuchsphase wieder vom Gedanke des (weiteren) Ausbaus des Darlehenswesens 
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1 Der Bund gewährt den Kantonen im Rahmen der bewilligten Kredite Beiträge an ihre 

jährlichen Aufwendungen für Ausbildungsbeiträge im tertiären Bildungsbereich. 

Kantonen Beiträge, soweit sie mit ihren Ausbildungsbeiträgen die Artikel 

Absätze des Artikels 3 keine 

Hingegen sieht der VSS gewisse Schwierigkeiten im Zusammenhang mit den in Artikel 2 

definierten Begriffen und deren Bedeutung für die Grundsätze der Verteilung der 

zumindest wenn bereits bis und für tertiäre Erstausbildungen 

dem Anspruch auf eine möglichst grosse Chancengleichheit im Zugang zu 

Erst kommt die Barriere: Darlehen stellen für die betroffene Person eine finanzielle 

ven Entscheid bezüglich die Inangriffnahme einer 

Dann kommt die Schuld: Die mit dem Bezug von rückzahlpflichtigen Darlehen 

einhergehende individuelle ökonomische Last und langfristige finanzielle Unsicherheit 

ichenden Ungleichheit der 

Des Weiteren weisen, heute mehr denn je, Beispiele aus anderen Ländern wie 

auf die Gefahren einer teils (hoch) verschuldeten Generation hin. 

rgabe von Stipendien hin zu einem Ausbau des 

Darlehenswesens würde dieser Verschuldungsentwicklung und der damit verbundenen 

gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Problematiken auch in der Schweiz zusätzlichen 

und Verwaltungskosten der Darlehensvergabe bedeutend 

Erziehungsdirektorenkonferenz 

werden 3.5% der Darlehenssumme für die Verwaltung aufgewendet. Bei 

(Stipendienpolitik in der 

Die Bedeutung der Stipendien für unser Land. Sind Stipendien durch Darlehen zu 

ersetzen? EDK, 1997). Nicht zuletzt deswegen sind einige Kantone nach einer kurzen 

Gedanke des (weiteren) Ausbaus des Darlehenswesens 



 

 

Der VSS fordert, dass im Rahmen der Diskussion um Ausbildungsbeiträge für tertiäre 

Erstausbildungen ausschliesslich von Stipendien gesprochen wird. Dieser Grundsatz soll in 

einem zusätzlichen Absatz festgehalten werden.

 

4 Für tertiäre Erstausbildungen nach diesem Gesetz sehen die Kantone ausschliesslich die 

Vergabe von Stipendien vor. Studiendarlehen kommen für andere Ausbildungen nur im 

Ausnahmefall und in Ergänzung zu Leistungen an Stipendie

erlässt die notwendigen Ausführungsbestimmungen.

 

Zur Ausgestaltung der Verteilung der Bundesbeiträge in Bezug auf Darlehen äussert sich der 

VSS in seiner Stellungnahme zu Artikel 4.

 

 

Artikel 4 Verteilung der Bundesbeiträge

 

1 Der Beitrag des Bundes an die Kantone beträgt mindestens 100 Prozent der 

Gesamtaufwendungen der Kantone für Stipendien.

2 Der Kredit des Bundes für Ausbildungsbeiträge

nach Massgabe ihrer Bevölkerung aufgeteilt.

anrechenbaren Aufwendungen für Ausbildungsbeiträge nach diesem Gesetz.

3 Der Bundesrat erlässt die für die Berechnung notwendigen Ausführungsbestimmungen.

 

Der VSS stellt in Frage, ob die Verteilung der Bundesbeiträge 

Kantone statt nach Massgabe der Bevölkerung zu einer Verbesserung der kantonalen 

Stipendienwesen führt. Er stellt grundsätzlich in Frage, ob dieser neu

aufgrund der zu tief ausfallenden Bundessubventionen einer

kommt, beziehungsweise, ob er andererseits bezüglich der kantonalen Aufwendungen 

tatsächlich zu einer positiven Entwicklung führt. Die kantonalen Entwicklungen der letzten 

zwanzig Jahre zeigen heute schon auf, dass es bezüglich d

vereinzelt starke Zu- beziehungsweise Abnahmen, grösstenteils jedoch kaum 

Veränderungen gab. Berechnet man die Geldwertveränderung in diesem Zeitraum mit ein, 

sind die Aufwendungen in der grossen Mehrheit der Kantone in diesem Ze

Am deutlichsten ist dies im Kanton Bern zu beobachten: Er hat sein Stipendienvolumen 

zwischen 1990 und 2011 ohne Inflationsbereinigung von 54 Millionen Franken jährlich auf 

knapp 27 Millionen gesenkt. 

Kritisch betrachtet der VSS auch die T

kantonalen Aufwendungsunterschiede für die Bezügerinnen und Bezüger und für 

ausbildungswillige Personen mindestens beibehalten, 

Wenn genau diejenigen Kantone zusätzliche Mittel erhalten, welche bereits heute ein gut 

ausgebautes Stipendienwesen pflegen, unterscheiden sich die monetären Ausgangslagen 

der Stipendienbezügerinnen und 

Der VSS fordert, dass im Rahmen der Diskussion um Ausbildungsbeiträge für tertiäre 

Erstausbildungen ausschliesslich von Stipendien gesprochen wird. Dieser Grundsatz soll in 

Absatz festgehalten werden. 

4 Für tertiäre Erstausbildungen nach diesem Gesetz sehen die Kantone ausschliesslich die 

Vergabe von Stipendien vor. Studiendarlehen kommen für andere Ausbildungen nur im 

Ausnahmefall und in Ergänzung zu Leistungen an Stipendien zum Tragen. Der Bundesrat 

erlässt die notwendigen Ausführungsbestimmungen. 

Zur Ausgestaltung der Verteilung der Bundesbeiträge in Bezug auf Darlehen äussert sich der 

VSS in seiner Stellungnahme zu Artikel 4. 

Artikel 4 Verteilung der Bundesbeiträge 

Der Beitrag des Bundes an die Kantone beträgt mindestens 100 Prozent der 

Gesamtaufwendungen der Kantone für Stipendien. 

Ausbildungsbeiträge Stipendien wird auf die einzelnen Kantone

nach Massgabe ihrer Bevölkerung aufgeteilt. aufgeteilt nach Massgabe von deren 

anrechenbaren Aufwendungen für Ausbildungsbeiträge nach diesem Gesetz.

Der Bundesrat erlässt die für die Berechnung notwendigen Ausführungsbestimmungen.

Der VSS stellt in Frage, ob die Verteilung der Bundesbeiträge nach den Aufwendungen der 

Kantone statt nach Massgabe der Bevölkerung zu einer Verbesserung der kantonalen 

Stipendienwesen führt. Er stellt grundsätzlich in Frage, ob dieser neue Verteilmechanismus

aufgrund der zu tief ausfallenden Bundessubventionen einerseits überhaupt zum Tragen 

kommt, beziehungsweise, ob er andererseits bezüglich der kantonalen Aufwendungen 

tatsächlich zu einer positiven Entwicklung führt. Die kantonalen Entwicklungen der letzten 

zwanzig Jahre zeigen heute schon auf, dass es bezüglich der kantonalen Aufwendungen 

beziehungsweise Abnahmen, grösstenteils jedoch kaum 

Veränderungen gab. Berechnet man die Geldwertveränderung in diesem Zeitraum mit ein, 

sind die Aufwendungen in der grossen Mehrheit der Kantone in diesem Ze

Am deutlichsten ist dies im Kanton Bern zu beobachten: Er hat sein Stipendienvolumen 

zwischen 1990 und 2011 ohne Inflationsbereinigung von 54 Millionen Franken jährlich auf 

Kritisch betrachtet der VSS auch die Tatsache, dass die Chancenungleichheit aufgrund der 

kantonalen Aufwendungsunterschiede für die Bezügerinnen und Bezüger und für 

ausbildungswillige Personen mindestens beibehalten, vermutlich aber 

Wenn genau diejenigen Kantone zusätzliche Mittel erhalten, welche bereits heute ein gut 

ausgebautes Stipendienwesen pflegen, unterscheiden sich die monetären Ausgangslagen 

der Stipendienbezügerinnen und -bezüger umso mehr. Darauf weist auch die bundesrätliche 
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Der VSS fordert, dass im Rahmen der Diskussion um Ausbildungsbeiträge für tertiäre 

Erstausbildungen ausschliesslich von Stipendien gesprochen wird. Dieser Grundsatz soll in 

4 Für tertiäre Erstausbildungen nach diesem Gesetz sehen die Kantone ausschliesslich die 

Vergabe von Stipendien vor. Studiendarlehen kommen für andere Ausbildungen nur im 

n zum Tragen. Der Bundesrat 

Zur Ausgestaltung der Verteilung der Bundesbeiträge in Bezug auf Darlehen äussert sich der 

Der Beitrag des Bundes an die Kantone beträgt mindestens 100 Prozent der 

wird auf die einzelnen Kantone 

aufgeteilt nach Massgabe von deren 

anrechenbaren Aufwendungen für Ausbildungsbeiträge nach diesem Gesetz. 

Der Bundesrat erlässt die für die Berechnung notwendigen Ausführungsbestimmungen. 

nach den Aufwendungen der 

Kantone statt nach Massgabe der Bevölkerung zu einer Verbesserung der kantonalen 

e Verteilmechanismus 

seits überhaupt zum Tragen 

kommt, beziehungsweise, ob er andererseits bezüglich der kantonalen Aufwendungen 

tatsächlich zu einer positiven Entwicklung führt. Die kantonalen Entwicklungen der letzten 

er kantonalen Aufwendungen 

beziehungsweise Abnahmen, grösstenteils jedoch kaum 

Veränderungen gab. Berechnet man die Geldwertveränderung in diesem Zeitraum mit ein, 

sind die Aufwendungen in der grossen Mehrheit der Kantone in diesem Zeitraum gesunken. 

Am deutlichsten ist dies im Kanton Bern zu beobachten: Er hat sein Stipendienvolumen 

zwischen 1990 und 2011 ohne Inflationsbereinigung von 54 Millionen Franken jährlich auf 

atsache, dass die Chancenungleichheit aufgrund der 

kantonalen Aufwendungsunterschiede für die Bezügerinnen und Bezüger und für 

 verstärkt werden: 

Wenn genau diejenigen Kantone zusätzliche Mittel erhalten, welche bereits heute ein gut 

ausgebautes Stipendienwesen pflegen, unterscheiden sich die monetären Ausgangslagen 

uch die bundesrätliche 



 

 

tabellarische Aufstellung (Begleitbericht, 

wohlgemeinte Absicht: "Zudem können Kantone mit strukturell bedingt eher hohen 

Stipendienaufwendungen und Kantone, welche eine Chancengere

Stipendienpolitik betreiben, gezielt unterstützt werden

aber nur eine Seite der Medaille und zeigt sich gegenüber der Kehrseite blind

wenig Ausgaben für Stipendien würden in Zukunft 

für die Vergabe von kantonalen Stipendien wäre entsprechend weniger Geld vorhanden. 

Darunter zu leiden hätten einzig und allein die Studierenden, die durch diese Regelung 

gleich doppelt bestraft würden: Einerseits dad

Stipendien vergibt, und andererseits, weil der Bund noch weniger Kosten übernimmt

 

Der VSS schlägt vor, die Höhe der Bundessubventionen neu nach Massgabe der gesamten 

kantonalen Aufwendungen festzusetzen, deren Verteil

Massgabe der ständigen kantonalen Wohnbevölkerung zu vollziehen: 

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Bundessubventionen in einem angemessenen 

Verhältnis zu den kantonalen Aufwendungen stehen. Der Bund soll sich hierbei zu 

den kantonalen Ausgaben beteiligen 

Tertiärbereich werden in der NFA als Verbundaufgabe zwischen Bund und Kantonen 

definiert. Andererseits muss 

notwendiger Förderquoten und der Gewährleistung eines minimalen Lebensstandards 

Gesamtsumme der Kantons- und Bundesausgaben merklich erhöht werden.

 

Der Bundesrat muss, in den durch ihn zu erlassenden Ausführungsbestimmungen, den 

Schutz und den Ausbildungszugang derjenigen gewährleisten, die für das Absolvieren einer 

Ausbildung auf staatliche Gelder angewiesen sind und aus einem Kanton kommen, der keine 

hohen Investitionen für Ausbildungsbeiträge tätigt (tätigen kann) und in der gesetzlichen 

Konsequenz kaum von Bundessubventionen profitiert. Dies ist nur dadurch möglich, dass 

der Bund die Kantone in der Finanzierung des ausgebauten Ausbildungsbeitragswesens 

stärker unterstützt. Zeitgleich müssen die Bundesgelder nach Massgabe einer relativ 

konstanten Grösse (hier Wohnbevölkerung)

durch ihr eigenes Investieren auf die 

können. Dadurch wird eine gewisse Planungssicherheit für die Kantone beibehalten

Verteilschlüssel aber nicht zu einer Variable des

 

Inakzeptabel beurteilt der VSS die Tatsache, dass sich die Vert

Bundessubventionen nach den kantonalen Gesamtaufwendungen für Ausbildungsbeiträge 

folglich Stipendien und Darlehen 

weiterhin ausschliesslich der Finanzierung eines Stipendienwesens dienen, sowie dies in 

den derzeitigen Erhebungen und Auswertungen des Bundesamtes für Statistik ersichtlich 

wird. Der VSS begrüsst die bisherige Handhabung und zieht diese der neuen Formulierung 

vor, weil er davon ausgeht, dass die Kantone nur so zu einem sinnvollen Ausbau des 

Begleitbericht, S. 19) hin. Der Bundesrat äussert zwar die folgende 

wohlgemeinte Absicht: "Zudem können Kantone mit strukturell bedingt eher hohen 

Stipendienaufwendungen und Kantone, welche eine Chancengerechtigkeit fördernde 

ben, gezielt unterstützt werden" (Begleitbericht, S. 13)

aber nur eine Seite der Medaille und zeigt sich gegenüber der Kehrseite blind

wenig Ausgaben für Stipendien würden in Zukunft noch weniger Geld des Bundes erhalten, 

für die Vergabe von kantonalen Stipendien wäre entsprechend weniger Geld vorhanden. 

Darunter zu leiden hätten einzig und allein die Studierenden, die durch diese Regelung 

gleich doppelt bestraft würden: Einerseits dadurch, dass ihr Kanton nicht genügend 

Stipendien vergibt, und andererseits, weil der Bund noch weniger Kosten übernimmt

Der VSS schlägt vor, die Höhe der Bundessubventionen neu nach Massgabe der gesamten 

kantonalen Aufwendungen festzusetzen, deren Verteilung hingegen weiterhin nach 

Massgabe der ständigen kantonalen Wohnbevölkerung zu vollziehen:  

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Bundessubventionen in einem angemessenen 

Verhältnis zu den kantonalen Aufwendungen stehen. Der Bund soll sich hierbei zu 

den kantonalen Ausgaben beteiligen – sprich, diese verdoppeln, denn: Stipendien im 

Tertiärbereich werden in der NFA als Verbundaufgabe zwischen Bund und Kantonen 

definiert. Andererseits muss – entsprechend des eingangs erwähnten Bedarfs aufgrund 

twendiger Förderquoten und der Gewährleistung eines minimalen Lebensstandards 

und Bundesausgaben merklich erhöht werden.

Der Bundesrat muss, in den durch ihn zu erlassenden Ausführungsbestimmungen, den 

ungszugang derjenigen gewährleisten, die für das Absolvieren einer 

Ausbildung auf staatliche Gelder angewiesen sind und aus einem Kanton kommen, der keine 

hohen Investitionen für Ausbildungsbeiträge tätigt (tätigen kann) und in der gesetzlichen 

kaum von Bundessubventionen profitiert. Dies ist nur dadurch möglich, dass 

der Bund die Kantone in der Finanzierung des ausgebauten Ausbildungsbeitragswesens 

stärker unterstützt. Zeitgleich müssen die Bundesgelder nach Massgabe einer relativ 

(hier Wohnbevölkerung) verteilt werden, damit die Kantone im Verbund 

durch ihr eigenes Investieren auf die finanzielle Beteiligung des Bundes positiv einwirken 

eine gewisse Planungssicherheit für die Kantone beibehalten

zu einer Variable des Handlungsspielraums einzelner Kantone.

Inakzeptabel beurteilt der VSS die Tatsache, dass sich die Vert

den kantonalen Gesamtaufwendungen für Ausbildungsbeiträge 

ndien und Darlehen – richtet. Der VSS fordert, dass Bundessubventionen 

weiterhin ausschliesslich der Finanzierung eines Stipendienwesens dienen, sowie dies in 

den derzeitigen Erhebungen und Auswertungen des Bundesamtes für Statistik ersichtlich 

SS begrüsst die bisherige Handhabung und zieht diese der neuen Formulierung 

vor, weil er davon ausgeht, dass die Kantone nur so zu einem sinnvollen Ausbau des 

11 

S. 19) hin. Der Bundesrat äussert zwar die folgende 

wohlgemeinte Absicht: "Zudem können Kantone mit strukturell bedingt eher hohen 

chtigkeit fördernde 

S. 13). Er sieht dabei 

aber nur eine Seite der Medaille und zeigt sich gegenüber der Kehrseite blind: Kantone mit 

noch weniger Geld des Bundes erhalten, 

für die Vergabe von kantonalen Stipendien wäre entsprechend weniger Geld vorhanden. 

Darunter zu leiden hätten einzig und allein die Studierenden, die durch diese Regelung 

urch, dass ihr Kanton nicht genügend 

Stipendien vergibt, und andererseits, weil der Bund noch weniger Kosten übernimmt. 

Der VSS schlägt vor, die Höhe der Bundessubventionen neu nach Massgabe der gesamten 

ung hingegen weiterhin nach 

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Bundessubventionen in einem angemessenen 

Verhältnis zu den kantonalen Aufwendungen stehen. Der Bund soll sich hierbei zu 100% an 

sprich, diese verdoppeln, denn: Stipendien im 

Tertiärbereich werden in der NFA als Verbundaufgabe zwischen Bund und Kantonen 

entsprechend des eingangs erwähnten Bedarfs aufgrund 

twendiger Förderquoten und der Gewährleistung eines minimalen Lebensstandards – die 

und Bundesausgaben merklich erhöht werden. 

Der Bundesrat muss, in den durch ihn zu erlassenden Ausführungsbestimmungen, den 

ungszugang derjenigen gewährleisten, die für das Absolvieren einer 

Ausbildung auf staatliche Gelder angewiesen sind und aus einem Kanton kommen, der keine 

hohen Investitionen für Ausbildungsbeiträge tätigt (tätigen kann) und in der gesetzlichen 

kaum von Bundessubventionen profitiert. Dies ist nur dadurch möglich, dass 

der Bund die Kantone in der Finanzierung des ausgebauten Ausbildungsbeitragswesens 

stärker unterstützt. Zeitgleich müssen die Bundesgelder nach Massgabe einer relativ 

verteilt werden, damit die Kantone im Verbund 

Beteiligung des Bundes positiv einwirken 

eine gewisse Planungssicherheit für die Kantone beibehalten, der 

einzelner Kantone. 

Inakzeptabel beurteilt der VSS die Tatsache, dass sich die Verteilung der 

den kantonalen Gesamtaufwendungen für Ausbildungsbeiträge – 

richtet. Der VSS fordert, dass Bundessubventionen 

weiterhin ausschliesslich der Finanzierung eines Stipendienwesens dienen, sowie dies in 

den derzeitigen Erhebungen und Auswertungen des Bundesamtes für Statistik ersichtlich 

SS begrüsst die bisherige Handhabung und zieht diese der neuen Formulierung 

vor, weil er davon ausgeht, dass die Kantone nur so zu einem sinnvollen Ausbau des 



 

 

Ausbildungsbeitragswesens mit klarem Fokus auf den Ausbau der Stipendien angehalten 

werden (können). 

Der Gesetzestext muss mindestens wie folgt umformuliert werden:

1 Der Kredit des Bundes für Ausbildungsbeiträge wird auf die einzelnen Kantone aufgeteilt 

nach Massgabe von deren anrechenbaren Aufwendungen für 

Stipendien nach diesem Gesetz.

2 Der Bundesrat erlässt die für die Berechnung notwendigen Ausführungsbestimmungen.

 

 

3. Abschnitt  Voraussetzungen für die Gewährung von Bundesbeiträgen

 

Artikel 5 Empfängerinnen und Empfänger von Ausbildungsbeiträgen

 

Absatz 1 

Der VSS ist mit den hier festgehaltenen Bestimmungen einverstanden und begrüsst die 

vorgenommenen Differenzierungen.

 

Aufgrund der Unterschiede in der Ausgestaltung ausländischer Bildungsbeitrags

förderungssysteme fordert der VSS jedoch in Absatz 1 Punkt 

 

b. Personen mit schweizerischem Bürgerrecht und Wohnsitz im Ausland, die eine 

Ausbildung in der Schweiz absolvieren, sofern sie an ihrem ausländischen Wohnsitz wegen 

fehlender Zuständigkeit oder unzureichendem Umfang der Unterstützu

beitragsberechtigt sind. 

 

Absatz 2 

Der VSS stellt grundsätzlich in Frage, weshalb Kantone überhaupt mit einer Alterslimite als 

Ausschlusskriterium arbeiten sollen, schliesst sie doch 

unnötigerweise Personen einzig

Dies steht in einem Widerspruch zu den längst geforderten und durchgesetzten Prinzipien 

der Gleichstellung von Mann und Frau im Bezug auf geschlechtsspezifische 

Werdegangsunterschiede, der Chancengleichheit, welche auch die individuellen 

Dispositionen in Betracht zieht sowie des lebenslangen Lernens. Grundsätzlich gibt es 

andere Kriterien, welche den Erhalt von Ausbildungsbeiträgen (sowie explizit der Stipendien) 

weit sinnvoller regeln können. Zudem steht die Festsetzung einer Alterslimite

Diversität der Ausbildungstypen namen

durchaus zu einem späteren Zeitpunkt absolviert werden (können und sollen), 

Entwicklung hin zu einem Hochschulzugang „sur dossier“ so wie beispielswe

bestehenden 30+ Programmen einiger universitären Hochschulen und Fachhochschulen.

 

Ausbildungsbeitragswesens mit klarem Fokus auf den Ausbau der Stipendien angehalten 

Der Gesetzestext muss mindestens wie folgt umformuliert werden: 

1 Der Kredit des Bundes für Ausbildungsbeiträge wird auf die einzelnen Kantone aufgeteilt 

nach Massgabe von deren anrechenbaren Aufwendungen für Ausbildungsbeiträge

nach diesem Gesetz. 

2 Der Bundesrat erlässt die für die Berechnung notwendigen Ausführungsbestimmungen.

Voraussetzungen für die Gewährung von Bundesbeiträgen

Artikel 5 Empfängerinnen und Empfänger von Ausbildungsbeiträgen 

VSS ist mit den hier festgehaltenen Bestimmungen einverstanden und begrüsst die 

vorgenommenen Differenzierungen. 

Aufgrund der Unterschiede in der Ausgestaltung ausländischer Bildungsbeitrags

förderungssysteme fordert der VSS jedoch in Absatz 1 Punkt b. folgende Ergänzung:

b. Personen mit schweizerischem Bürgerrecht und Wohnsitz im Ausland, die eine 

Ausbildung in der Schweiz absolvieren, sofern sie an ihrem ausländischen Wohnsitz wegen 

oder unzureichendem Umfang der Unterstützu

Der VSS stellt grundsätzlich in Frage, weshalb Kantone überhaupt mit einer Alterslimite als 

Ausschlusskriterium arbeiten sollen, schliesst sie doch – im Falle einer Implementierung 

einzig aufgrund des Alters von einer tertiären Er

Dies steht in einem Widerspruch zu den längst geforderten und durchgesetzten Prinzipien 

der Gleichstellung von Mann und Frau im Bezug auf geschlechtsspezifische 

Werdegangsunterschiede, der Chancengleichheit, welche auch die individuellen 

Dispositionen in Betracht zieht sowie des lebenslangen Lernens. Grundsätzlich gibt es 

andere Kriterien, welche den Erhalt von Ausbildungsbeiträgen (sowie explizit der Stipendien) 

weit sinnvoller regeln können. Zudem steht die Festsetzung einer Alterslimite

Diversität der Ausbildungstypen namentlich auch der Tertiär B Ausbildungen, welche 

durchaus zu einem späteren Zeitpunkt absolviert werden (können und sollen), 

Entwicklung hin zu einem Hochschulzugang „sur dossier“ so wie beispielswe

Programmen einiger universitären Hochschulen und Fachhochschulen.
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Ausbildungsbeitragswesens mit klarem Fokus auf den Ausbau der Stipendien angehalten 

1 Der Kredit des Bundes für Ausbildungsbeiträge wird auf die einzelnen Kantone aufgeteilt 

Ausbildungsbeiträge 

2 Der Bundesrat erlässt die für die Berechnung notwendigen Ausführungsbestimmungen. 

Voraussetzungen für die Gewährung von Bundesbeiträgen 

VSS ist mit den hier festgehaltenen Bestimmungen einverstanden und begrüsst die 

Aufgrund der Unterschiede in der Ausgestaltung ausländischer Bildungsbeitrags- und 

b. folgende Ergänzung: 

b. Personen mit schweizerischem Bürgerrecht und Wohnsitz im Ausland, die eine 

Ausbildung in der Schweiz absolvieren, sofern sie an ihrem ausländischen Wohnsitz wegen 

oder unzureichendem Umfang der Unterstützungsbeiträge nicht 

Der VSS stellt grundsätzlich in Frage, weshalb Kantone überhaupt mit einer Alterslimite als 

im Falle einer Implementierung – 

aufgrund des Alters von einer tertiären Erstausbildung aus. 

Dies steht in einem Widerspruch zu den längst geforderten und durchgesetzten Prinzipien 

der Gleichstellung von Mann und Frau im Bezug auf geschlechtsspezifische 

Werdegangsunterschiede, der Chancengleichheit, welche auch die individuellen 

Dispositionen in Betracht zieht sowie des lebenslangen Lernens. Grundsätzlich gibt es 

andere Kriterien, welche den Erhalt von Ausbildungsbeiträgen (sowie explizit der Stipendien) 

weit sinnvoller regeln können. Zudem steht die Festsetzung einer Alterslimite entgegen der 

lich auch der Tertiär B Ausbildungen, welche 

durchaus zu einem späteren Zeitpunkt absolviert werden (können und sollen), sowie der 

Entwicklung hin zu einem Hochschulzugang „sur dossier“ so wie beispielsweise den 

Programmen einiger universitären Hochschulen und Fachhochschulen. 



 

 

Als Gegenvorschlag zum Revisionsentwurf schlägt der VSS folgende Formulierung vor:

2 Legen die Kantone für den Bezug von Stipendien eine Alterslimite fest, so darf 

Jahre bei Beginn der Ausbildung nicht unterschreiten.

Die Kantone legen für den Bezug von Stipendien keine Alterslimite fest.

 

In Anbetracht der politischen Realitäten kann der VSS sich mit der Aufnahme einer minima
len Altersgrenze – so dass die
den kann – einverstanden erklären. Insbesondere die Formulierung, dass sich eine Altersli
mite ausschliesslich auf den Erhalt von Stipendien bezieht, begrüsst der VSS in diesem kriti
schen Sinne. 

 

 

Artikel 6 Eignung der Gesuchstellenden Person

 

Der VSS ist mit dieser Bestimmung und der vorgenommenen Präzisierung einverstanden.

 

 

Artikel 7 Subsidiarität der Leistungen

 

1 Ausbildungsbeiträge werden ausgerichtet, wenn die finanzielle Leistungsfähigkeit der 

betroffenen Personen, ihrer Eltern und anderer gesetzlich Verpflichteter oder die 

entsprechenden Leistungen anderer Dritter nicht ausreichen.

 

Der VSS ist damit einverstanden, eine solche Regelung im Gesetz zu verankern. Sie 

widerspricht aus seiner Sicht weder dem Status quo noch der Forderung der 

Stipendieninitiative. 

Bezüglich der Ausgestaltung dieser Subsidiarität äussert der VSS aber auch grundlegende 

Bedenken: diese liegt nämlich weiterhin in der Kompetenz der Kantone und zementiert die 

heutigen Unterschiede. Wenn das Prinzip der Subsidiarität auf dieser übergeordneten Ebene 

festgeschrieben wird, macht dies nur Sinn, wenn der Bund auch die 

Ausführungsbestimmungen fest

Praxis festlegt. Der bundesrätliche Vorschlag macht in seine

Er legt lediglich fest, dass die kantonalen Gesetzgebungen dem Prinzip der Subsidiarität 

auch weiterhin Folge leisten müssen.

 

Zudem erachtet es der VSS als 

Ausbildungsbeiträge ausrichtet, wenn „entsprechende Leistungen anderer Dritter“ nicht 

ausreichen, ohne diese Formulierung zu Präzisieren. Es da

sein, die Finanzierung durch die öffentliche Hand mit Leistungen anderer privater Quellen als 

der familiären beziehungsweise gesetzlich verpflichteten zu ersetzen. Es zeigt sich schon 

heute, dass Institutionen, Stiftungen und

Als Gegenvorschlag zum Revisionsentwurf schlägt der VSS folgende Formulierung vor:

Legen die Kantone für den Bezug von Stipendien eine Alterslimite fest, so darf 

Jahre bei Beginn der Ausbildung nicht unterschreiten. 

Die Kantone legen für den Bezug von Stipendien keine Alterslimite fest. 

In Anbetracht der politischen Realitäten kann der VSS sich mit der Aufnahme einer minima
so dass diese von den kantonalen Bestimmungen nicht unterlaufen wer

einverstanden erklären. Insbesondere die Formulierung, dass sich eine Altersli
mite ausschliesslich auf den Erhalt von Stipendien bezieht, begrüsst der VSS in diesem kriti

rtikel 6 Eignung der Gesuchstellenden Person 

Der VSS ist mit dieser Bestimmung und der vorgenommenen Präzisierung einverstanden.

Artikel 7 Subsidiarität der Leistungen 

Ausbildungsbeiträge werden ausgerichtet, wenn die finanzielle Leistungsfähigkeit der 

betroffenen Personen, ihrer Eltern und anderer gesetzlich Verpflichteter oder die 

entsprechenden Leistungen anderer Dritter nicht ausreichen. 

anden, eine solche Regelung im Gesetz zu verankern. Sie 

widerspricht aus seiner Sicht weder dem Status quo noch der Forderung der 

Bezüglich der Ausgestaltung dieser Subsidiarität äussert der VSS aber auch grundlegende 

liegt nämlich weiterhin in der Kompetenz der Kantone und zementiert die 

heutigen Unterschiede. Wenn das Prinzip der Subsidiarität auf dieser übergeordneten Ebene 

festgeschrieben wird, macht dies nur Sinn, wenn der Bund auch die 

Ausführungsbestimmungen festsetzt oder mindestens die (groben) Rahmenbedingungen der 

Praxis festlegt. Der bundesrätliche Vorschlag macht in seiner jetzigen Form also wenig Sinn.

r legt lediglich fest, dass die kantonalen Gesetzgebungen dem Prinzip der Subsidiarität 

lge leisten müssen. 

als fragwürdig, gesetzlich festzulegen, dass die öffentliche Hand 

Ausbildungsbeiträge ausrichtet, wenn „entsprechende Leistungen anderer Dritter“ nicht 

ausreichen, ohne diese Formulierung zu Präzisieren. Es darf keine grundsätzliche Praxis 

sein, die Finanzierung durch die öffentliche Hand mit Leistungen anderer privater Quellen als 

der familiären beziehungsweise gesetzlich verpflichteten zu ersetzen. Es zeigt sich schon 

heute, dass Institutionen, Stiftungen und Hochschulen eine quasi Staats-
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Als Gegenvorschlag zum Revisionsentwurf schlägt der VSS folgende Formulierung vor: 

Legen die Kantone für den Bezug von Stipendien eine Alterslimite fest, so darf diese 35 

In Anbetracht der politischen Realitäten kann der VSS sich mit der Aufnahme einer minima-
se von den kantonalen Bestimmungen nicht unterlaufen wer-

einverstanden erklären. Insbesondere die Formulierung, dass sich eine Altersli-
mite ausschliesslich auf den Erhalt von Stipendien bezieht, begrüsst der VSS in diesem kriti-

Der VSS ist mit dieser Bestimmung und der vorgenommenen Präzisierung einverstanden. 

Ausbildungsbeiträge werden ausgerichtet, wenn die finanzielle Leistungsfähigkeit der 

betroffenen Personen, ihrer Eltern und anderer gesetzlich Verpflichteter oder die  

anden, eine solche Regelung im Gesetz zu verankern. Sie 

widerspricht aus seiner Sicht weder dem Status quo noch der Forderung der 

Bezüglich der Ausgestaltung dieser Subsidiarität äussert der VSS aber auch grundlegende 

liegt nämlich weiterhin in der Kompetenz der Kantone und zementiert die 

heutigen Unterschiede. Wenn das Prinzip der Subsidiarität auf dieser übergeordneten Ebene 

festgeschrieben wird, macht dies nur Sinn, wenn der Bund auch die 

setzt oder mindestens die (groben) Rahmenbedingungen der 

r jetzigen Form also wenig Sinn. 

r legt lediglich fest, dass die kantonalen Gesetzgebungen dem Prinzip der Subsidiarität 

fragwürdig, gesetzlich festzulegen, dass die öffentliche Hand 

Ausbildungsbeiträge ausrichtet, wenn „entsprechende Leistungen anderer Dritter“ nicht 

rf keine grundsätzliche Praxis 

sein, die Finanzierung durch die öffentliche Hand mit Leistungen anderer privater Quellen als 

der familiären beziehungsweise gesetzlich verpflichteten zu ersetzen. Es zeigt sich schon 

-Rolle übernehmen 



 

 

müssen, weil die staatliche Unterstützung mangelhaft ist. Obwohl einzelne Ausbildungen 

insbesondere des Tertiär B auch massgeblich durch privatwirtschaftliche und gewerbliche 

Gelder mitgetragen werden und dur

Ausbildungen teils wichtige Beiträge geleistet werden, ist die Finanzierung der Ausbildungen 

durch „Leistungen anderer Dritter“ insbesondere für den Bereich des Tertiär A der falsche 

Mechanismus. Der Bundesrat 

Leistungen nur in die Berechnung mit einzubeziehen

Ausbildungsbezug (Arbeitgeberbeiträge u.ä.) vorweisen.

die subsidiär im Umfeld der Hochschulen

nicht berücksichtigt werden. 

Für die Berücksichtigung der möglichen Eigenleistungen muss es einheitliche Bestimmungen 

geben, welche es den Studierenden ermöglichen, trotz des 

beziehungsweise eines Anspruchs darauf, einer Erwerbstätigkeit nachzugehen.

der Unterschiedlichkeit der Ausbildungen und der dadurch entstehenden Arbeitspensen 

beziehungsweise Arbeitsmöglichkeiten und Berufstätigkeiten Rechnung

berücksichtigt werden müssen weitere Aspekte des studentischen Lebens wie: 

unterschiedliche Wohnform(en), Lebenshaltungskosten in den Ausbildungsregionen und 

städten, versteckte Ausbildungskosten durch kostpflichtige Studien

Ausbildungsleistungen wie beispielsweise Exkursionen, und so weiter.

Auch die finanzielle Beteiligung der gesetzlich Verpflichteten und weiterer Dritter müssen 

durch minimale Grundsätze auf Verordnungsebene geregelt werden.

Der VSS schlägt deshalb vor, den 

 

2 Der Bundesrat erlässt die für die 

der gesetzlich Verpflichteten

Bestimmungen. 

 

Der VSS schlägt zudem vor, einen dritten Absatz zum Prinzip der Subsidiarität der Leistung 

einzuführen, welcher eine Bevorschussung der Ausbildungsbeiträge vorsieht, wenn die 

Eltern beziehungsweise die gesetzlich verpflichtete Person ihrer Mitfinanzierung 

nachkommt. Ähnlich der Ausgestaltung der Alimentenbevorschussung und vergleichbar mit 

der Ausgestaltung des deutschen 

Studierende oder ausbildungswillige Personen nicht von einer Ausbildung abgehalten 

werden, weil sie für die dafür notwendige finanzielle Unterstützung ihr

auf dem Rechtsweg einfordern müssten. Die Leistungen können sodann durch die 

öffentliche Administration bei den entsprechenden gesetzlich verpflichteten Personen 

eingefordert werden. 

  

müssen, weil die staatliche Unterstützung mangelhaft ist. Obwohl einzelne Ausbildungen 

insbesondere des Tertiär B auch massgeblich durch privatwirtschaftliche und gewerbliche 

Gelder mitgetragen werden und durch Arbeitgebende bei der Finanzierung solcher 

Ausbildungen teils wichtige Beiträge geleistet werden, ist die Finanzierung der Ausbildungen 

durch „Leistungen anderer Dritter“ insbesondere für den Bereich des Tertiär A der falsche 

Der Bundesrat ist gefordert, die Leistungen Dritter zu definieren und 

in die Berechnung mit einzubeziehen, sofern diese einen direkten 

Ausbildungsbezug (Arbeitgeberbeiträge u.ä.) vorweisen. Diejenigen Leistungen von Dritten, 

d der Hochschulen und weiterer Institutionen vergeben werden, sollen 

Für die Berücksichtigung der möglichen Eigenleistungen muss es einheitliche Bestimmungen 

geben, welche es den Studierenden ermöglichen, trotz des 

beziehungsweise eines Anspruchs darauf, einer Erwerbstätigkeit nachzugehen.

der Unterschiedlichkeit der Ausbildungen und der dadurch entstehenden Arbeitspensen 

beziehungsweise Arbeitsmöglichkeiten und Berufstätigkeiten Rechnung zu tragen. Ebenfalls 

berücksichtigt werden müssen weitere Aspekte des studentischen Lebens wie: 

nterschiedliche Wohnform(en), Lebenshaltungskosten in den Ausbildungsregionen und 

, versteckte Ausbildungskosten durch kostpflichtige Studien

bildungsleistungen wie beispielsweise Exkursionen, und so weiter.  

Auch die finanzielle Beteiligung der gesetzlich Verpflichteten und weiterer Dritter müssen 

durch minimale Grundsätze auf Verordnungsebene geregelt werden.  

Der VSS schlägt deshalb vor, den Artikel 7 um einen weiteren Absatz zu ergänzen.

2 Der Bundesrat erlässt die für die Berücksichtigung der Eigenleistungen

der gesetzlich Verpflichteten und der Leistungen anderer Dritter 

Der VSS schlägt zudem vor, einen dritten Absatz zum Prinzip der Subsidiarität der Leistung 

einzuführen, welcher eine Bevorschussung der Ausbildungsbeiträge vorsieht, wenn die 

Eltern beziehungsweise die gesetzlich verpflichtete Person ihrer Mitfinanzierung 

nachkommt. Ähnlich der Ausgestaltung der Alimentenbevorschussung und vergleichbar mit 

der Ausgestaltung des deutschen Bundesausbildungsförderungsgesetz (Bafög) sollen 

Studierende oder ausbildungswillige Personen nicht von einer Ausbildung abgehalten 

werden, weil sie für die dafür notwendige finanzielle Unterstützung ihres familiäre

auf dem Rechtsweg einfordern müssten. Die Leistungen können sodann durch die 

öffentliche Administration bei den entsprechenden gesetzlich verpflichteten Personen 
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müssen, weil die staatliche Unterstützung mangelhaft ist. Obwohl einzelne Ausbildungen 

insbesondere des Tertiär B auch massgeblich durch privatwirtschaftliche und gewerbliche 

ch Arbeitgebende bei der Finanzierung solcher 

Ausbildungen teils wichtige Beiträge geleistet werden, ist die Finanzierung der Ausbildungen 

durch „Leistungen anderer Dritter“ insbesondere für den Bereich des Tertiär A der falsche 

ist gefordert, die Leistungen Dritter zu definieren und private 

, sofern diese einen direkten 

Diejenigen Leistungen von Dritten, 

vergeben werden, sollen 

Für die Berücksichtigung der möglichen Eigenleistungen muss es einheitliche Bestimmungen 

geben, welche es den Studierenden ermöglichen, trotz des Stipendienbezugs 

beziehungsweise eines Anspruchs darauf, einer Erwerbstätigkeit nachzugehen. Hierbei ist 

der Unterschiedlichkeit der Ausbildungen und der dadurch entstehenden Arbeitspensen 

zu tragen. Ebenfalls 

berücksichtigt werden müssen weitere Aspekte des studentischen Lebens wie: 

nterschiedliche Wohnform(en), Lebenshaltungskosten in den Ausbildungsregionen und -

, versteckte Ausbildungskosten durch kostpflichtige Studien- und 

Auch die finanzielle Beteiligung der gesetzlich Verpflichteten und weiterer Dritter müssen 

Artikel 7 um einen weiteren Absatz zu ergänzen. 

Berücksichtigung der Eigenleistungen, der Leistungen 

und der Leistungen anderer Dritter notwendigen 

Der VSS schlägt zudem vor, einen dritten Absatz zum Prinzip der Subsidiarität der Leistung 

einzuführen, welcher eine Bevorschussung der Ausbildungsbeiträge vorsieht, wenn die 

Eltern beziehungsweise die gesetzlich verpflichtete Person ihrer Mitfinanzierung nicht 

nachkommt. Ähnlich der Ausgestaltung der Alimentenbevorschussung und vergleichbar mit 

Bundesausbildungsförderungsgesetz (Bafög) sollen 

Studierende oder ausbildungswillige Personen nicht von einer Ausbildung abgehalten 

familiären Umfeldes 

auf dem Rechtsweg einfordern müssten. Die Leistungen können sodann durch die 

öffentliche Administration bei den entsprechenden gesetzlich verpflichteten Personen 



 

 

 

3 Wenn die gesetzlich verpflichteten Personen ihren Verpflichtungen zur finanziellen 

Unterstützung während der Ausbildung nicht nachkommen, bieten die Kantone die 

Möglichkeit der Stipendienbevorschussung gestützt auf die kantonalen 

Ausbildungsbeiträge. 

 

 

Artikel 8 Beitragsberechtigte Ausbildungen

 

Der VSS ist mit dem hier gesetzten Rahmen für die Anerkennung der Ausbildungen im 

Bezug auf den möglichen Erhalt von Ausbildungsbeiträgen einverstanden.

 

 

Artikel 9 Ende der Beitragsberechtigung

 

Die Beitragsberechtigung endet:

a. auf der Tertiärstufe A mit dem Abschluss 

Studiengängen, die in eine Bachelor

wobei diese an unterschiedlichen Hochschultypen absolviert werden können,

Bachelor oder eines darauf aufbauenden Masterstudiums,

b. auf der Tertiärstufe B mit der eidgenössischen Berufsprüfung und der eidgenössischen 

höheren Fachprüfung sowie mit dem Diplom einer höheren

 

Der VSS begrüsst in diesem Artikel insbesondere die Festsetzung der Beitragsberechtigung 

bis und mit Masterstufe. Dies entspricht weitgehend auch der Forderung der Initiative. Um 

der Komplexität der tertiären Ausbildungen gerecht zu werden, 

die Übernahme der präziseren Formulierung aus dem Initiativtext.

Die Festsetzung und Definition der Beitragsberechtigung beziehungsweise deren 

Beendigung muss dem Umstand Rechnung tragen, dass die tertiären Ausbildungen in der

Schweiz sich in den kommenden Jahren weiterentwickeln werden. Hierbei gilt es 

insbesondere explizit festzuschreiben, dass 

Universitätskonferenz (SUK) –

(heute häufig der Master) endet. Die Definition darf nicht aufgrund zusätzlicher 

Zulassungsbestimmungen, beispielsweise für (spezialisierte) Masterstudiengänge, 

eingeschränkt werden. Zusätzlich muss die Definition auch die angestrebte Durchlässigkeit 

zwischen den tertiären Typen A und B ermöglichen.

 

 

  

Wenn die gesetzlich verpflichteten Personen ihren Verpflichtungen zur finanziellen 

Unterstützung während der Ausbildung nicht nachkommen, bieten die Kantone die 

Möglichkeit der Stipendienbevorschussung gestützt auf die kantonalen 

Artikel 8 Beitragsberechtigte Ausbildungen 

Der VSS ist mit dem hier gesetzten Rahmen für die Anerkennung der Ausbildungen im 

Bezug auf den möglichen Erhalt von Ausbildungsbeiträgen einverstanden.

Beitragsberechtigung 

Die Beitragsberechtigung endet: 

a. auf der Tertiärstufe A mit dem Abschluss einer anerkannten Erstausbildung, welche bei 

Studiengängen, die in eine Bachelor- und Masterstufe gegliedert sind, beide Stufen umfasst; 

chiedlichen Hochschultypen absolviert werden können,

Bachelor oder eines darauf aufbauenden Masterstudiums, 

b. auf der Tertiärstufe B mit der eidgenössischen Berufsprüfung und der eidgenössischen 

höheren Fachprüfung sowie mit dem Diplom einer höheren Fachschule. 

Der VSS begrüsst in diesem Artikel insbesondere die Festsetzung der Beitragsberechtigung 

bis und mit Masterstufe. Dies entspricht weitgehend auch der Forderung der Initiative. Um 

der Komplexität der tertiären Ausbildungen gerecht zu werden, empfiehlt der VSS zusätzlich, 

die Übernahme der präziseren Formulierung aus dem Initiativtext. 

Die Festsetzung und Definition der Beitragsberechtigung beziehungsweise deren 

Beendigung muss dem Umstand Rechnung tragen, dass die tertiären Ausbildungen in der

Schweiz sich in den kommenden Jahren weiterentwickeln werden. Hierbei gilt es 

insbesondere explizit festzuschreiben, dass – analog zu den Richtlinien der Schweizer 

– eine tertiäre Ausbildung mit dem höchst möglichen Abschluss 

(heute häufig der Master) endet. Die Definition darf nicht aufgrund zusätzlicher 

Zulassungsbestimmungen, beispielsweise für (spezialisierte) Masterstudiengänge, 

eingeschränkt werden. Zusätzlich muss die Definition auch die angestrebte Durchlässigkeit 

hen den tertiären Typen A und B ermöglichen. 
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Wenn die gesetzlich verpflichteten Personen ihren Verpflichtungen zur finanziellen 

Unterstützung während der Ausbildung nicht nachkommen, bieten die Kantone die 

Möglichkeit der Stipendienbevorschussung gestützt auf die kantonalen Gesetze über 

Der VSS ist mit dem hier gesetzten Rahmen für die Anerkennung der Ausbildungen im 

Bezug auf den möglichen Erhalt von Ausbildungsbeiträgen einverstanden. 

einer anerkannten Erstausbildung, welche bei 

und Masterstufe gegliedert sind, beide Stufen umfasst; 

chiedlichen Hochschultypen absolviert werden können, eines 

b. auf der Tertiärstufe B mit der eidgenössischen Berufsprüfung und der eidgenössischen 

Der VSS begrüsst in diesem Artikel insbesondere die Festsetzung der Beitragsberechtigung 

bis und mit Masterstufe. Dies entspricht weitgehend auch der Forderung der Initiative. Um 

empfiehlt der VSS zusätzlich, 

Die Festsetzung und Definition der Beitragsberechtigung beziehungsweise deren 

Beendigung muss dem Umstand Rechnung tragen, dass die tertiären Ausbildungen in der 

Schweiz sich in den kommenden Jahren weiterentwickeln werden. Hierbei gilt es 

analog zu den Richtlinien der Schweizer 

eine tertiäre Ausbildung mit dem höchst möglichen Abschluss 

(heute häufig der Master) endet. Die Definition darf nicht aufgrund zusätzlicher 

Zulassungsbestimmungen, beispielsweise für (spezialisierte) Masterstudiengänge, 

eingeschränkt werden. Zusätzlich muss die Definition auch die angestrebte Durchlässigkeit 



 

 

Artikel 10 Freie Wahl von Studienrichtung und Studienort

 

1 Die Ausrichtung von Stipendien und Studiendarlehen darf nicht von der Wahl der 

Studienrichtung oder des Studienortes abhängig gemacht werden.

2 Bei Ausbildungen im Ausland wird vorausgesetzt, dass die Person in Ausbildung die 

Aufnahmebedingungen für eine gleichwertige Ausbildung in der Schweiz grundsätzlich auch 

erfüllen würde. 

3 Ist die frei gewählte anerkannte Ausbildung nicht die kostengünstigste,

angemessener Abzug gemacht werden. Dabei sind aber mindestens jene persönlichen 

Kosten zu berücksichtigen, die auch bei der kostengünstigsten Lösung anfallen würden.

 

Der VSS begrüsst grundsätzlich, dass das wichtige Prinzip der freien Wahl von 

Studienrichtung und Studienort aufrecht erhalten werden soll. Bezüglich den Absätzen 1 und 

2 hat der VSS deshalb auch keine Anmerkungen.

Der VSS geht davon aus, dass mit Absatz 2 auch die längst geforderte Mitnahmemöglichkeit 

von Stipendien für Mobilitätsaufenthalte gesetzlichen Boden bekommt. Er begrüsst deshalb 

diesen Absatz. 

 

Bezüglich Absatz 3 äussert der VSS jedoch grundlegende Kritik. Den Grundsatz der 

Bemessung der Beiträge auf Grundlage der Kosten für anerkannte Ausbildungen begrüsst er 

explizit. Mit der Kostengünstigkeitsargumentation wird hier aber eine weitere elementare 

Komponente hinzugefügt: 

Sie wurde zwar so bereits im Konkordat der EDK festgehalten (und vom VSS anlässlich der 

damaligen Vernehmlassungsdiskussion auch bereits 

ist die Auslegung beziehungsweise die konkrete Handhabung in Bezug auf die 

geographische Mobilität und Mobilitätsbereitschaft von Personen in Ausbildung.

Grundlegende Kritik und grosse Bedenken äussert der VSS de

Erläuterungen des Bundesrates im begleitenden Bericht. Darin hält letzterer fest: "Wenn die 

Person in Ausbildung sich dafür entscheidet, nicht die nächstgelegene Ausbildungsstätte zu 

besuchen (z.B. Hochschule in einem anderen Kanton), s

dazu verpflichtet, den Ausbildungsbeitrag auszurichten, welcher beim Besuch der näher 

gelegenen Bildungsanstalt angefallen wäre (keine Verpflichtung von Übernahme von 

zusätzlichen Wegkosten oder Kosten für auswärtige Log

Diese Interpretation widerspricht dem oben genannten Prinzip der Wahlfreiheit in seinen 

Grundfesten. Es darf unter keinen Umständen zu einer Vergabe von Ausbildungsbeiträgen 

nach diesem Kostenargument kommen. Das Schweizer Bil

kulturellen Unterschieden seiner Regionen und Hochschulen. Es lebt auch von seiner 

Diversität in der Lehre und der Forschung und von der für die Schweiz typischen 

Sprachenvielfalt. Es erschreckt und beschämt, dass dieser Vie

Wirtschaftlichkeitsargumentation ein Ende gesetzt werden soll.

 

Artikel 10 Freie Wahl von Studienrichtung und Studienort 

1 Die Ausrichtung von Stipendien und Studiendarlehen darf nicht von der Wahl der 

Studienrichtung oder des Studienortes abhängig gemacht werden. 

Ausbildungen im Ausland wird vorausgesetzt, dass die Person in Ausbildung die 

Aufnahmebedingungen für eine gleichwertige Ausbildung in der Schweiz grundsätzlich auch 

3 Ist die frei gewählte anerkannte Ausbildung nicht die kostengünstigste,

angemessener Abzug gemacht werden. Dabei sind aber mindestens jene persönlichen 

Kosten zu berücksichtigen, die auch bei der kostengünstigsten Lösung anfallen würden.

Der VSS begrüsst grundsätzlich, dass das wichtige Prinzip der freien Wahl von 

Studienrichtung und Studienort aufrecht erhalten werden soll. Bezüglich den Absätzen 1 und 

2 hat der VSS deshalb auch keine Anmerkungen. 

Der VSS geht davon aus, dass mit Absatz 2 auch die längst geforderte Mitnahmemöglichkeit 

Mobilitätsaufenthalte gesetzlichen Boden bekommt. Er begrüsst deshalb 

Bezüglich Absatz 3 äussert der VSS jedoch grundlegende Kritik. Den Grundsatz der 

Bemessung der Beiträge auf Grundlage der Kosten für anerkannte Ausbildungen begrüsst er 

er Kostengünstigkeitsargumentation wird hier aber eine weitere elementare 

Sie wurde zwar so bereits im Konkordat der EDK festgehalten (und vom VSS anlässlich der 

damaligen Vernehmlassungsdiskussion auch bereits kritisiert), was bislang aber unklar blieb, 

ist die Auslegung beziehungsweise die konkrete Handhabung in Bezug auf die 

geographische Mobilität und Mobilitätsbereitschaft von Personen in Ausbildung.

Grundlegende Kritik und grosse Bedenken äussert der VSS deshalb bezüglich der 

Erläuterungen des Bundesrates im begleitenden Bericht. Darin hält letzterer fest: "Wenn die 

Person in Ausbildung sich dafür entscheidet, nicht die nächstgelegene Ausbildungsstätte zu 

besuchen (z.B. Hochschule in einem anderen Kanton), sind die Kantone ebenfalls lediglich 

dazu verpflichtet, den Ausbildungsbeitrag auszurichten, welcher beim Besuch der näher 

gelegenen Bildungsanstalt angefallen wäre (keine Verpflichtung von Übernahme von 

er Kosten für auswärtige Logis)" (Begleitbericht, 

Diese Interpretation widerspricht dem oben genannten Prinzip der Wahlfreiheit in seinen 

Grundfesten. Es darf unter keinen Umständen zu einer Vergabe von Ausbildungsbeiträgen 

nach diesem Kostenargument kommen. Das Schweizer Bildungssystem lebt gerade von den 

kulturellen Unterschieden seiner Regionen und Hochschulen. Es lebt auch von seiner 

Diversität in der Lehre und der Forschung und von der für die Schweiz typischen 

Sprachenvielfalt. Es erschreckt und beschämt, dass dieser Vielfältigkeit mit einer 

Wirtschaftlichkeitsargumentation ein Ende gesetzt werden soll. 
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1 Die Ausrichtung von Stipendien und Studiendarlehen darf nicht von der Wahl der 

Ausbildungen im Ausland wird vorausgesetzt, dass die Person in Ausbildung die 

Aufnahmebedingungen für eine gleichwertige Ausbildung in der Schweiz grundsätzlich auch 

3 Ist die frei gewählte anerkannte Ausbildung nicht die kostengünstigste, kann ein 

angemessener Abzug gemacht werden. Dabei sind aber mindestens jene persönlichen 

Kosten zu berücksichtigen, die auch bei der kostengünstigsten Lösung anfallen würden. 

Der VSS begrüsst grundsätzlich, dass das wichtige Prinzip der freien Wahl von 

Studienrichtung und Studienort aufrecht erhalten werden soll. Bezüglich den Absätzen 1 und 

Der VSS geht davon aus, dass mit Absatz 2 auch die längst geforderte Mitnahmemöglichkeit 

Mobilitätsaufenthalte gesetzlichen Boden bekommt. Er begrüsst deshalb 

Bezüglich Absatz 3 äussert der VSS jedoch grundlegende Kritik. Den Grundsatz der 

Bemessung der Beiträge auf Grundlage der Kosten für anerkannte Ausbildungen begrüsst er 

er Kostengünstigkeitsargumentation wird hier aber eine weitere elementare 

Sie wurde zwar so bereits im Konkordat der EDK festgehalten (und vom VSS anlässlich der 

kritisiert), was bislang aber unklar blieb, 

ist die Auslegung beziehungsweise die konkrete Handhabung in Bezug auf die 

geographische Mobilität und Mobilitätsbereitschaft von Personen in Ausbildung. 

shalb bezüglich der 

Erläuterungen des Bundesrates im begleitenden Bericht. Darin hält letzterer fest: "Wenn die 

Person in Ausbildung sich dafür entscheidet, nicht die nächstgelegene Ausbildungsstätte zu 

ind die Kantone ebenfalls lediglich 

dazu verpflichtet, den Ausbildungsbeitrag auszurichten, welcher beim Besuch der näher 

gelegenen Bildungsanstalt angefallen wäre (keine Verpflichtung von Übernahme von 

Begleitbericht, S. 16). 

Diese Interpretation widerspricht dem oben genannten Prinzip der Wahlfreiheit in seinen 

Grundfesten. Es darf unter keinen Umständen zu einer Vergabe von Ausbildungsbeiträgen 

dungssystem lebt gerade von den 

kulturellen Unterschieden seiner Regionen und Hochschulen. Es lebt auch von seiner 

Diversität in der Lehre und der Forschung und von der für die Schweiz typischen 

lfältigkeit mit einer 



 

 

Die Auswirkungen, welche eine solche Regelung und Auslegung auf die sozialen 

Gegebenheiten und nicht zuletzt auf den damit verbundenen Studienerfolg, die finanzielle 

Eigenleistungen aufgrund möglicher Erwerbseinkommen, die Verstärkung bereits 

bestehender Mobilitätshindernisse, die Entwicklung von sogenannten soft skills etc. 

impliziert, lassen sich zurzeit nur erahnen. Sie sind aber in jedem Fall negativ für die Person 

in Ausbildung und ihrer persönliche Entwicklung. Zudem widerspricht eine solche Regelung 

den Absichtserklärungen der Bologna Deklaration und den darin verankerten 

Mobilitätszielen.  

Die Chancenungleichheit in der Gesellschaft wird durch diese Regelung weiter 

die Ausbildungsstätte nur frei gewählt werden kann, solange keine Abhängigkeit von 

staatlichen Geldern vorhanden ist.

Es muss verhindert werden, dass das Argument der Kostengünstigkeit ausschlaggebend für 

die Höhe der Ausbildungsbeiträge is

Berücksichtigung der Diversität der Bildungsangebote und der Unterschiede zwischen 

tertiären Ausbildungen der Typen A und B 

private Bildungsinstitutionen ausreichend gesetzl

Bundesebene ist hierfür nicht notwendig.

Der VSS wehrt sich dagegen, diesen Absatz 3 unter der bundesrätlichen 

Interpretationsprämisse ins Ausbildungsbeitragsgesetz aufzunehmen und verlangt seine 

ersatzlose Streichung. 

 

 

Artikel 11 Dauer 

 

1 Ausbildungsbeiträge werden für die Dauer der Ausbildung ausgerichtet, bei mehrjährigen 

Ausbildungen bis zwei Semester über die Regelstudienzeit hinaus.

2 Die Kantone müssen für mindestens einen einmaligen Wechsel der erstmals gewählten 

Ausbildung Beiträge gewähren.

gewechselt, so werden auch für die neue Ausbildung Beiträge ausgerichtet.

Wechsel richtet sich die Dauer der Beitragsberechtigung nach der neuen Ausbildung. 

der Berechnung der entsprechenden Beitragsdauer kann jedoch die Zeit der ersten 

Ausbildung in Abzug gebracht werden.

3 Kann die Ausbildung aus sozialen, familiären oder gesundheitlichen Gründen 

Vollzeitstudium absolviert werden, so ist die Dauer der 

zu verlängern. 

 

Der VSS unterstützt die Formulierung in Absatz 1 dieses Artikels weitgehend. Der Bundesrat 

nimmt in seinem Bericht jedoch keine Stellung zur Definition der Regelstudienzeit. Einerseits 

ist für den VSS klar, dass die Regelstudienzeit einzeln für Bachelor

Masterstudiengänge festgesetzt wird. Obwohl der Abschluss einer tertiären Erstausbildung 

mit dem Master endet, sind mit der Umstellung auf das zweistufige Studiengangsmodell 

Regelstudienzeiten für die einzelnen Ausbildungsstufen festgesetzt worden

Die Auswirkungen, welche eine solche Regelung und Auslegung auf die sozialen 

Gegebenheiten und nicht zuletzt auf den damit verbundenen Studienerfolg, die finanzielle 

nleistungen aufgrund möglicher Erwerbseinkommen, die Verstärkung bereits 

bestehender Mobilitätshindernisse, die Entwicklung von sogenannten soft skills etc. 

impliziert, lassen sich zurzeit nur erahnen. Sie sind aber in jedem Fall negativ für die Person 

Ausbildung und ihrer persönliche Entwicklung. Zudem widerspricht eine solche Regelung 

den Absichtserklärungen der Bologna Deklaration und den darin verankerten 

Die Chancenungleichheit in der Gesellschaft wird durch diese Regelung weiter 

die Ausbildungsstätte nur frei gewählt werden kann, solange keine Abhängigkeit von 

staatlichen Geldern vorhanden ist. 

Es muss verhindert werden, dass das Argument der Kostengünstigkeit ausschlaggebend für 

die Höhe der Ausbildungsbeiträge ist. Kantonale Bestimmungen können 

Berücksichtigung der Diversität der Bildungsangebote und der Unterschiede zwischen 

tertiären Ausbildungen der Typen A und B – die Vergabe von Ausbildungsbeiträgen an 

private Bildungsinstitutionen ausreichend gesetzlich regeln. Eine Bestimmung auf 

Bundesebene ist hierfür nicht notwendig. 

Der VSS wehrt sich dagegen, diesen Absatz 3 unter der bundesrätlichen 

Interpretationsprämisse ins Ausbildungsbeitragsgesetz aufzunehmen und verlangt seine 

1 Ausbildungsbeiträge werden für die Dauer der Ausbildung ausgerichtet, bei mehrjährigen 

Ausbildungen bis zwei Semester über die Regelstudienzeit hinaus. 

Die Kantone müssen für mindestens einen einmaligen Wechsel der erstmals gewählten 

bildung Beiträge gewähren. Wird die erstmals gewählte Ausbildung einmalig 

gewechselt, so werden auch für die neue Ausbildung Beiträge ausgerichtet.

Wechsel richtet sich die Dauer der Beitragsberechtigung nach der neuen Ausbildung. 

hnung der entsprechenden Beitragsdauer kann jedoch die Zeit der ersten 

Ausbildung in Abzug gebracht werden. 

die Ausbildung aus sozialen, familiären oder gesundheitlichen Gründen 

zeitstudium absolviert werden, so ist die Dauer der Beitragsberechtigung entsprechend 

Der VSS unterstützt die Formulierung in Absatz 1 dieses Artikels weitgehend. Der Bundesrat 

nimmt in seinem Bericht jedoch keine Stellung zur Definition der Regelstudienzeit. Einerseits 

klar, dass die Regelstudienzeit einzeln für Bachelor

Masterstudiengänge festgesetzt wird. Obwohl der Abschluss einer tertiären Erstausbildung 

mit dem Master endet, sind mit der Umstellung auf das zweistufige Studiengangsmodell 

ten für die einzelnen Ausbildungsstufen festgesetzt worden
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Die Auswirkungen, welche eine solche Regelung und Auslegung auf die sozialen 

Gegebenheiten und nicht zuletzt auf den damit verbundenen Studienerfolg, die finanzielle 

nleistungen aufgrund möglicher Erwerbseinkommen, die Verstärkung bereits 

bestehender Mobilitätshindernisse, die Entwicklung von sogenannten soft skills etc. 

impliziert, lassen sich zurzeit nur erahnen. Sie sind aber in jedem Fall negativ für die Person 

Ausbildung und ihrer persönliche Entwicklung. Zudem widerspricht eine solche Regelung 

den Absichtserklärungen der Bologna Deklaration und den darin verankerten 

Die Chancenungleichheit in der Gesellschaft wird durch diese Regelung weiter verstärkt, weil 

die Ausbildungsstätte nur frei gewählt werden kann, solange keine Abhängigkeit von 

Es muss verhindert werden, dass das Argument der Kostengünstigkeit ausschlaggebend für 

t. Kantonale Bestimmungen können – unter 

Berücksichtigung der Diversität der Bildungsangebote und der Unterschiede zwischen 

die Vergabe von Ausbildungsbeiträgen an 

ich regeln. Eine Bestimmung auf 

Der VSS wehrt sich dagegen, diesen Absatz 3 unter der bundesrätlichen 

Interpretationsprämisse ins Ausbildungsbeitragsgesetz aufzunehmen und verlangt seine 

1 Ausbildungsbeiträge werden für die Dauer der Ausbildung ausgerichtet, bei mehrjährigen 

Die Kantone müssen für mindestens einen einmaligen Wechsel der erstmals gewählten 

Wird die erstmals gewählte Ausbildung einmalig 

gewechselt, so werden auch für die neue Ausbildung Beiträge ausgerichtet. Bei einem 

Wechsel richtet sich die Dauer der Beitragsberechtigung nach der neuen Ausbildung. ; bei 

hnung der entsprechenden Beitragsdauer kann jedoch die Zeit der ersten 

die Ausbildung aus sozialen, familiären oder gesundheitlichen Gründen nicht als 

Beitragsberechtigung entsprechend 

Der VSS unterstützt die Formulierung in Absatz 1 dieses Artikels weitgehend. Der Bundesrat 

nimmt in seinem Bericht jedoch keine Stellung zur Definition der Regelstudienzeit. Einerseits 

klar, dass die Regelstudienzeit einzeln für Bachelor- wie auch für 

Masterstudiengänge festgesetzt wird. Obwohl der Abschluss einer tertiären Erstausbildung 

mit dem Master endet, sind mit der Umstellung auf das zweistufige Studiengangsmodell 

ten für die einzelnen Ausbildungsstufen festgesetzt worden sind, welche hier 



 

 

zur Auslegung hinzugezogen werden müssen. Auch muss das Festsetzen der 

Regelstudienzeit unter der Berücksichtigung von obligatorischen Studienleistungen 

ausserhalb der Hochschule,

Auslandaufenthalte mit einschliessen können, stattfinden.

Andererseits muss bei der Festlegung von Regelstudienzeiten die studentische Realität 

grundsätzlich berücksichtigt werden. 

im Rahmen der Umsetzung der Bologna

dass sich die Studiendauer mit der Umstellung auf das Bachelor

signifikant verkürzt hat. Der Verlauf eines Studiums von Studierend

Stipendium beziehen, darf sich nicht primär nach dem Bezug der Ausbildungsbeiträge 

richten. Ansonsten wird die Chancengleichheit im Bildungszugang (welcher den Abschluss 

von Ausbildungen mit einschliesst) einmal mehr gefährdet.

 

Der VSS spricht sich gegen Absatz 2 und die absolut formulierte Einschränkung der 

Möglichkeit, die erstmals gewählte Ausbildung zu wechseln, aus. Der Absatz ist in seiner 

Absicht zwar verständlich, wird auf dieser übergeordneten Ebene jedoch nicht benötigt. 

Zudem stellt er den Versuch dar, die Kantone in einem Bereich zu steuern, in welchem diese 

keiner Steuerung bedürfen. Die formulierte Einschränkung macht als gesetzten minimalen 

Standard in der nationalen Gesetzgebung keinen Sinn.

Das Gesetz soll entsprechend dahing

derzeit vorgesehenen Formulierung in Artikel 5, Absatz 2) eine gewisse Grenze 

einmaligen Wechsel – nicht unterschreiten dürfen. Dies fördert zwar die Ungleichheit der 

kantonalen Systeme beziehungsweise trägt nicht

als die ausnahmslose Beschränkung auf eine einzige Wechselmöglichkeit.

Hierbei muss jedoch eine Definition des Begriffes „Wechsel“ vorgenommen werden, welche 

gewährleistet, dass die Personen

Fähigkeiten ausgebildet werden können und keine unnötigen Hürden bezüglich 

Ausbildungsveränderungen geschaffen werden.

Zu Beginn einer Ausbildung (insbesondere den Ausbildungen an den universitären 

Hochschulen) sind Ausbildungswechsel relativ häufig, weil die Erwartungen an Studienfächer 

oder Institutionen nicht erfüllt werden, sich andere Interessensgebiete eröffnen oder die 

Ausbildungswahl schlicht auf einer zu unklaren Grundlage getroffen wurde. So macht es

keinen Sinn, diese Wechselmöglichkeiten aufgrund einer einschränkenden 

Stipendiengesetzgebung zu unterbinden. Zudem muss ber

Personen nicht-linearen Ausbildungsverläufe

Bachelor und Master oder Nebenfachwechsel

und/oder Karriereabsichten (u.ä

 

Zudem muss in diesem Absatz mindestens klar werden, dass ein Fachwechsel nicht 

bedeutet, dass die neu begonnene Ausbildung von Beginn an nicht bis zum Ende finanziell 

gestützt wird. Eine solche Einschränkung stellt einen falschen Anreiz zur Weiterführung e

unter Umständen unpassenden Ausbildung dar. Dieser kann mit hohen Kosten für die 

zur Auslegung hinzugezogen werden müssen. Auch muss das Festsetzen der 

Regelstudienzeit unter der Berücksichtigung von obligatorischen Studienleistungen 

ausserhalb der Hochschule, welche beispielsweise (Berufs

einschliessen können, stattfinden. 

Andererseits muss bei der Festlegung von Regelstudienzeiten die studentische Realität 

grundsätzlich berücksichtigt werden. Statistische Erhebungen und Umfrageresultate, welche 

im Rahmen der Umsetzung der Bologna-Reform vorgenommen wurden, 

dass sich die Studiendauer mit der Umstellung auf das Bachelor-Master

signifikant verkürzt hat. Der Verlauf eines Studiums von Studierend

Stipendium beziehen, darf sich nicht primär nach dem Bezug der Ausbildungsbeiträge 

richten. Ansonsten wird die Chancengleichheit im Bildungszugang (welcher den Abschluss 

einschliesst) einmal mehr gefährdet. 

cht sich gegen Absatz 2 und die absolut formulierte Einschränkung der 

Möglichkeit, die erstmals gewählte Ausbildung zu wechseln, aus. Der Absatz ist in seiner 

Absicht zwar verständlich, wird auf dieser übergeordneten Ebene jedoch nicht benötigt. 

lt er den Versuch dar, die Kantone in einem Bereich zu steuern, in welchem diese 

keiner Steuerung bedürfen. Die formulierte Einschränkung macht als gesetzten minimalen 

Standard in der nationalen Gesetzgebung keinen Sinn. 

Das Gesetz soll entsprechend dahingehend geändert werden, dass die Kantone (analog zur 

derzeit vorgesehenen Formulierung in Artikel 5, Absatz 2) eine gewisse Grenze 

nicht unterschreiten dürfen. Dies fördert zwar die Ungleichheit der 

ngsweise trägt nicht zu derer Abbau bei, ist aber weit sinnvoller 

als die ausnahmslose Beschränkung auf eine einzige Wechselmöglichkeit.

Hierbei muss jedoch eine Definition des Begriffes „Wechsel“ vorgenommen werden, welche 

gewährleistet, dass die Personen in Ausbildung entsprechend ihrer Neigungen und 

Fähigkeiten ausgebildet werden können und keine unnötigen Hürden bezüglich 

Ausbildungsveränderungen geschaffen werden. 

Zu Beginn einer Ausbildung (insbesondere den Ausbildungen an den universitären 

n) sind Ausbildungswechsel relativ häufig, weil die Erwartungen an Studienfächer 

oder Institutionen nicht erfüllt werden, sich andere Interessensgebiete eröffnen oder die 

Ausbildungswahl schlicht auf einer zu unklaren Grundlage getroffen wurde. So macht es

keinen Sinn, diese Wechselmöglichkeiten aufgrund einer einschränkenden 

Stipendiengesetzgebung zu unterbinden. Zudem muss berücksichtigt werden, dass viele für 

n Ausbildungsverläufe (beispielsweise Fachwechsel zwischen 

ster oder Nebenfachwechsel) aufgrund sich verändernder Angebote 

(u.ä.) Realität sind. 

Zudem muss in diesem Absatz mindestens klar werden, dass ein Fachwechsel nicht 

bedeutet, dass die neu begonnene Ausbildung von Beginn an nicht bis zum Ende finanziell 

gestützt wird. Eine solche Einschränkung stellt einen falschen Anreiz zur Weiterführung e

unter Umständen unpassenden Ausbildung dar. Dieser kann mit hohen Kosten für die 
18 

zur Auslegung hinzugezogen werden müssen. Auch muss das Festsetzen der 

Regelstudienzeit unter der Berücksichtigung von obligatorischen Studienleistungen 

welche beispielsweise (Berufs-)Praktika oder 

Andererseits muss bei der Festlegung von Regelstudienzeiten die studentische Realität 

mfrageresultate, welche 

 weisen darauf hin, 

Master-Modell nicht 

signifikant verkürzt hat. Der Verlauf eines Studiums von Studierenden, welche ein 

Stipendium beziehen, darf sich nicht primär nach dem Bezug der Ausbildungsbeiträge 

richten. Ansonsten wird die Chancengleichheit im Bildungszugang (welcher den Abschluss 

cht sich gegen Absatz 2 und die absolut formulierte Einschränkung der 

Möglichkeit, die erstmals gewählte Ausbildung zu wechseln, aus. Der Absatz ist in seiner 

Absicht zwar verständlich, wird auf dieser übergeordneten Ebene jedoch nicht benötigt. 

lt er den Versuch dar, die Kantone in einem Bereich zu steuern, in welchem diese 

keiner Steuerung bedürfen. Die formulierte Einschränkung macht als gesetzten minimalen 

ehend geändert werden, dass die Kantone (analog zur 

derzeit vorgesehenen Formulierung in Artikel 5, Absatz 2) eine gewisse Grenze – hier den 

nicht unterschreiten dürfen. Dies fördert zwar die Ungleichheit der 

Abbau bei, ist aber weit sinnvoller 

als die ausnahmslose Beschränkung auf eine einzige Wechselmöglichkeit. 

Hierbei muss jedoch eine Definition des Begriffes „Wechsel“ vorgenommen werden, welche 

in Ausbildung entsprechend ihrer Neigungen und 

Fähigkeiten ausgebildet werden können und keine unnötigen Hürden bezüglich 

Zu Beginn einer Ausbildung (insbesondere den Ausbildungen an den universitären 

n) sind Ausbildungswechsel relativ häufig, weil die Erwartungen an Studienfächer 

oder Institutionen nicht erfüllt werden, sich andere Interessensgebiete eröffnen oder die 

Ausbildungswahl schlicht auf einer zu unklaren Grundlage getroffen wurde. So macht es 

keinen Sinn, diese Wechselmöglichkeiten aufgrund einer einschränkenden 

ücksichtigt werden, dass viele für 

(beispielsweise Fachwechsel zwischen 

aufgrund sich verändernder Angebote 

Zudem muss in diesem Absatz mindestens klar werden, dass ein Fachwechsel nicht 

bedeutet, dass die neu begonnene Ausbildung von Beginn an nicht bis zum Ende finanziell 

gestützt wird. Eine solche Einschränkung stellt einen falschen Anreiz zur Weiterführung einer 

unter Umständen unpassenden Ausbildung dar. Dieser kann mit hohen Kosten für die 



 

 

Kantone verbunden sein, weil er nicht zuletzt die Abbruchquote zu einem späten Zeitpunkt 

im Ausbildungsverlauf erhöhen kann.

Der letzte Nebensatz des Absatzes 2 soll desh

 

Die Aufnahme des Absatzes 3 ins Gesetz wird durch den VSS begrüsst. In dessen 

Ausgestaltung fordert der VSS aber, dass die durch die Hochschulen anerkannten 

studienzeitverlängernden Gründe in der Ausbildungsbeitragspraxis ebenso als

die Notwendigkeit zum Absolvieren eines Teilzeitstudiums und einer damit verbundenen 

Verlängerung der Regelstudienzeit anerkannt werden. Diese Forderung geht einher mit 

Forderung einer eindeutigen Auslegung der Begriffe „sozial, familiär un

welche im Begleitbericht des Bundesrates nicht näher definiert werden.

 

 

Artikel 12 Besondere Ausbildungsstrukturen

 

Der VSS ist mit diesem Artikel einverstanden. Es ist aus seiner Sicht von Bedeutung, dass 

der speziellen Ausgestaltung 

Zugangs zu Ausbildungsbeiträgen genügend Rechnung getragen wird. Dies ist insbesondere 

für die Vielfalt des Ausbildungsangebotes und für die Förderung der unterschiedlichen Typen 

der tertiären Ausbildung von Bedeutung.

 

 

4. Abschnitt  Zuständiger Kanton

 

Artikel 13 Stipendienrechtlicher Wohnsitz

 

Der VSS ist mit der Definition und der im Bericht vorgenommenen Auslegung des 

stipendienrechtlichen Wohnsitzes einverstanden. Indes möchte er festhalten, dass 

harmonisiertes System der Ausbildungsbeiträge eine solch detaillierte Definition zunehmend 

obsolet macht. Die gesetzliche Regelung ist also eine Konsequenz daraus, dass die 

kantonalen gesetzlichen Unterschiede immer noch die tragende Säule des 

Ausbildungsbeitragswesens sind. Der VSS verfolgt weiterhin das Ziel eines 

Ausbildungsbeitragswesens, in dem der zuständige Kanton lediglich für die administrative 

Verwaltungsaufgabe, deren Finanzierung und die Mitfinanzierung der Ausbildungsbeiträge 

zuständig ist. 

 

 

  

Kantone verbunden sein, weil er nicht zuletzt die Abbruchquote zu einem späten Zeitpunkt 

im Ausbildungsverlauf erhöhen kann. 

Der letzte Nebensatz des Absatzes 2 soll deshalb gestrichen werden. 

Die Aufnahme des Absatzes 3 ins Gesetz wird durch den VSS begrüsst. In dessen 

Ausgestaltung fordert der VSS aber, dass die durch die Hochschulen anerkannten 

studienzeitverlängernden Gründe in der Ausbildungsbeitragspraxis ebenso als

die Notwendigkeit zum Absolvieren eines Teilzeitstudiums und einer damit verbundenen 

Verlängerung der Regelstudienzeit anerkannt werden. Diese Forderung geht einher mit 

einer eindeutigen Auslegung der Begriffe „sozial, familiär un

welche im Begleitbericht des Bundesrates nicht näher definiert werden. 

Artikel 12 Besondere Ausbildungsstrukturen 

Der VSS ist mit diesem Artikel einverstanden. Es ist aus seiner Sicht von Bedeutung, dass 

der speziellen Ausgestaltung einiger Ausbildungen im Rahmen der Vergabe von und des 

Zugangs zu Ausbildungsbeiträgen genügend Rechnung getragen wird. Dies ist insbesondere 

für die Vielfalt des Ausbildungsangebotes und für die Förderung der unterschiedlichen Typen 

ng von Bedeutung. 

Zuständiger Kanton 

Artikel 13 Stipendienrechtlicher Wohnsitz 

Der VSS ist mit der Definition und der im Bericht vorgenommenen Auslegung des 

stipendienrechtlichen Wohnsitzes einverstanden. Indes möchte er festhalten, dass 

harmonisiertes System der Ausbildungsbeiträge eine solch detaillierte Definition zunehmend 

obsolet macht. Die gesetzliche Regelung ist also eine Konsequenz daraus, dass die 

kantonalen gesetzlichen Unterschiede immer noch die tragende Säule des 

ngsbeitragswesens sind. Der VSS verfolgt weiterhin das Ziel eines 

Ausbildungsbeitragswesens, in dem der zuständige Kanton lediglich für die administrative 

Verwaltungsaufgabe, deren Finanzierung und die Mitfinanzierung der Ausbildungsbeiträge 
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Kantone verbunden sein, weil er nicht zuletzt die Abbruchquote zu einem späten Zeitpunkt 

Die Aufnahme des Absatzes 3 ins Gesetz wird durch den VSS begrüsst. In dessen 

Ausgestaltung fordert der VSS aber, dass die durch die Hochschulen anerkannten 

studienzeitverlängernden Gründe in der Ausbildungsbeitragspraxis ebenso als Gründe für 

die Notwendigkeit zum Absolvieren eines Teilzeitstudiums und einer damit verbundenen 

Verlängerung der Regelstudienzeit anerkannt werden. Diese Forderung geht einher mit der 

einer eindeutigen Auslegung der Begriffe „sozial, familiär und gesundheitlich“, 

Der VSS ist mit diesem Artikel einverstanden. Es ist aus seiner Sicht von Bedeutung, dass 

einiger Ausbildungen im Rahmen der Vergabe von und des 

Zugangs zu Ausbildungsbeiträgen genügend Rechnung getragen wird. Dies ist insbesondere 

für die Vielfalt des Ausbildungsangebotes und für die Förderung der unterschiedlichen Typen 

Der VSS ist mit der Definition und der im Bericht vorgenommenen Auslegung des 

stipendienrechtlichen Wohnsitzes einverstanden. Indes möchte er festhalten, dass ein 

harmonisiertes System der Ausbildungsbeiträge eine solch detaillierte Definition zunehmend 

obsolet macht. Die gesetzliche Regelung ist also eine Konsequenz daraus, dass die 

kantonalen gesetzlichen Unterschiede immer noch die tragende Säule des 

ngsbeitragswesens sind. Der VSS verfolgt weiterhin das Ziel eines 

Ausbildungsbeitragswesens, in dem der zuständige Kanton lediglich für die administrative 

Verwaltungsaufgabe, deren Finanzierung und die Mitfinanzierung der Ausbildungsbeiträge 



 

 

5. Abschnitt  Förderung der interkantonalen Harmonisierung und Statistik

 

Artikel 14 Förderung der interkantonalen Harmonisierung

 

Der VSS ist mit dieser Ausformulierung einverstanden.

 
 
Artikel 15 Statistik 

 

Der VSS begrüsst die Weiterführung der 

und Evaluationen durch das Bundesamt für Statistik. Er hofft, dass eine Vereinheitlichung 

des Ausbildungsbeitragssystems zu mehr Vergleichbarkeit der erhobenen quantitativen 

Daten führt. 

 

 

6. Abschnitt   S

 

Artikel 16-18 (Vollzug, Aufhebung des bisherigen Rechts, Referendum und Inkrafttreten)

 

Der VSS hat zu den vorgeschlagenen Schlussbestimmungen keine Anmerkungen und 

begrüsst die hier verankerten Absichten. 

8 Verordnungskompetenzen erhält

der gesetzlich festgeschriebenen Prinzipien und mit bestem Wissen und Gewissen zu 

tragen. 

  

Förderung der interkantonalen Harmonisierung und Statistik

Artikel 14 Förderung der interkantonalen Harmonisierung 

Ausformulierung einverstanden. 

Der VSS begrüsst die Weiterführung der ausführlichen, jährlichen statistischen Erhebungen 

und Evaluationen durch das Bundesamt für Statistik. Er hofft, dass eine Vereinheitlichung 

des Ausbildungsbeitragssystems zu mehr Vergleichbarkeit der erhobenen quantitativen 

Schlussbestimmungen 

18 (Vollzug, Aufhebung des bisherigen Rechts, Referendum und Inkrafttreten)

Der VSS hat zu den vorgeschlagenen Schlussbestimmungen keine Anmerkungen und 

begrüsst die hier verankerten Absichten. Vorgesehen ist, dass der Bundesrat in Artikel 4 und 

erhält, welche er im Folgenden aufgefordert ist, entsprechend 

der gesetzlich festgeschriebenen Prinzipien und mit bestem Wissen und Gewissen zu 
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Förderung der interkantonalen Harmonisierung und Statistik 

ausführlichen, jährlichen statistischen Erhebungen 

und Evaluationen durch das Bundesamt für Statistik. Er hofft, dass eine Vereinheitlichung 

des Ausbildungsbeitragssystems zu mehr Vergleichbarkeit der erhobenen quantitativen 

18 (Vollzug, Aufhebung des bisherigen Rechts, Referendum und Inkrafttreten) 

Der VSS hat zu den vorgeschlagenen Schlussbestimmungen keine Anmerkungen und 

Bundesrat in Artikel 4 und 

, welche er im Folgenden aufgefordert ist, entsprechend 

der gesetzlich festgeschriebenen Prinzipien und mit bestem Wissen und Gewissen zu 



 

 

Schlussbemerkung 
 

Der Vorschlag zur Totalrevision 

grundsätzliche Veränderungen vor. Der VSS begrüsst einige 

Verbesserungen oder schlichtes Schaffen von mehr Klarheit. Er kritisiert andere Vorschläge 

als unhaltbar, gefährlich oder schlicht nicht notwendig. Grundsätzlich hofft der VSS aber 

darauf, dass mit dem indirekten Gegenvorschlag des Bundesrates zur Stipendieninitiative 

endlich ein wichtiger Schritt hin zu einem chancengleichen Zugang zu Ausbildungsbeiträgen 

unternommen wird. Es geht hierbei nicht um politische Privilegien, nicht um Grabenkämpfe 

und Besitzstandswahrung. Es geht um das Wohl derjenigen, welche unfreiwillig auf die 

Unterstützung durch die öffentliche Hand angewiesen sind.

Der Bundesrat soll bei seinem eigene

Initiative ohne Gegenvorschlag hat er [der Bundesrat] ebenfalls verzichtet. Er ist sich sehr 

wohl der Schwachstellen bewusst, die das Stipendienwesen der Schweiz im tertiären 

Bildungsbereich derzeit aufweist,

gegeben ist" (Begleitbericht, S. 12)

Nicht auf morgen, nicht auf die nächste Legislatur und nicht

innerhalb der nächsten Dekaden

 

Schliesslich bedankt sich der VSS für die Gelegenheit, im Rahmen dieses 

Vernehmlassungsverfahrens Stellung nehmen zu können und ist erfreut darüber, dass eines 

seiner Kernanliegen in der nationalen Politik erneut Gehör findet. 

Er hofft, dass mit der durch den Bundesrat angestrebten Totalrevision des 

Ausbildungsbeitragsgesetzes, die längst überfälligen und notwendigen Verbesserungen in 

Bezug auf den Erhalt, die Höhe und die Vergabe von Ausbildungsbeiträgen, namentlich 

Stipendien, erreicht werden. Der VSS ist überzeugt, dass die Bedeutung und die Qualität des 

Schweizer Bildungswesens und der einzelnen Ausbildungen nur dadurch langfristig 

aufrechterhalten und gewährleistet werden kann.

 

Für den Verband der Schweizer Studierendenschaften

 

 

 

Elena Obreschkow 

Generalsekretärin 

 

Der Vorschlag zur Totalrevision des Ausbildungsbeitragsgesetzes sieht 

grundsätzliche Veränderungen vor. Der VSS begrüsst einige dieser Vorschläge als effektive 

Verbesserungen oder schlichtes Schaffen von mehr Klarheit. Er kritisiert andere Vorschläge 

h oder schlicht nicht notwendig. Grundsätzlich hofft der VSS aber 

darauf, dass mit dem indirekten Gegenvorschlag des Bundesrates zur Stipendieninitiative 

endlich ein wichtiger Schritt hin zu einem chancengleichen Zugang zu Ausbildungsbeiträgen 

wird. Es geht hierbei nicht um politische Privilegien, nicht um Grabenkämpfe 

und Besitzstandswahrung. Es geht um das Wohl derjenigen, welche unfreiwillig auf die 

Unterstützung durch die öffentliche Hand angewiesen sind. 

Der Bundesrat soll bei seinem eigenen Wort genommen werden: "Auf eine Ablehnung der 

Initiative ohne Gegenvorschlag hat er [der Bundesrat] ebenfalls verzichtet. Er ist sich sehr 

wohl der Schwachstellen bewusst, die das Stipendienwesen der Schweiz im tertiären 

Bildungsbereich derzeit aufweist, und bestreitet denn auch nicht, dass Handlungsbedarf 

S. 12). Das Handeln kann also nicht erneut verschoben werden. 

Nicht auf morgen, nicht auf die nächste Legislatur und nicht auf einen beliebigen 

sten Dekaden. 

Schliesslich bedankt sich der VSS für die Gelegenheit, im Rahmen dieses 

Vernehmlassungsverfahrens Stellung nehmen zu können und ist erfreut darüber, dass eines 

seiner Kernanliegen in der nationalen Politik erneut Gehör findet.  

s mit der durch den Bundesrat angestrebten Totalrevision des 

Ausbildungsbeitragsgesetzes, die längst überfälligen und notwendigen Verbesserungen in 

Bezug auf den Erhalt, die Höhe und die Vergabe von Ausbildungsbeiträgen, namentlich 

den. Der VSS ist überzeugt, dass die Bedeutung und die Qualität des 

Schweizer Bildungswesens und der einzelnen Ausbildungen nur dadurch langfristig 

gewährleistet werden kann. 

Für den Verband der Schweizer Studierendenschaften, 

 

Thomas Leibundgut 

Vorstandsmitglied 
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des Ausbildungsbeitragsgesetzes sieht mehrere sehr 

Vorschläge als effektive 

Verbesserungen oder schlichtes Schaffen von mehr Klarheit. Er kritisiert andere Vorschläge 

h oder schlicht nicht notwendig. Grundsätzlich hofft der VSS aber 

darauf, dass mit dem indirekten Gegenvorschlag des Bundesrates zur Stipendieninitiative 

endlich ein wichtiger Schritt hin zu einem chancengleichen Zugang zu Ausbildungsbeiträgen 

wird. Es geht hierbei nicht um politische Privilegien, nicht um Grabenkämpfe 

und Besitzstandswahrung. Es geht um das Wohl derjenigen, welche unfreiwillig auf die 

n Wort genommen werden: "Auf eine Ablehnung der 

Initiative ohne Gegenvorschlag hat er [der Bundesrat] ebenfalls verzichtet. Er ist sich sehr 

wohl der Schwachstellen bewusst, die das Stipendienwesen der Schweiz im tertiären 

und bestreitet denn auch nicht, dass Handlungsbedarf 

Das Handeln kann also nicht erneut verschoben werden. 

beliebigen Zeitpunkt 

Schliesslich bedankt sich der VSS für die Gelegenheit, im Rahmen dieses 

Vernehmlassungsverfahrens Stellung nehmen zu können und ist erfreut darüber, dass eines 

s mit der durch den Bundesrat angestrebten Totalrevision des 

Ausbildungsbeitragsgesetzes, die längst überfälligen und notwendigen Verbesserungen in 

Bezug auf den Erhalt, die Höhe und die Vergabe von Ausbildungsbeiträgen, namentlich 

den. Der VSS ist überzeugt, dass die Bedeutung und die Qualität des 

Schweizer Bildungswesens und der einzelnen Ausbildungen nur dadurch langfristig 


